
Asylrechtsverschärfungen:
Tödlicher  Alltag  an
europäischen Außengrenzen
Dezember 2023

Im Juni wurde die neue Asylreform „GEAS“ von den EU-Innenminister_Innen
vorgestellt.  Dieses  beinhaltet  extreme  Verschärfungen  auf  Kosten  der
Asylsuchenden.

Was ist GEAS?
Die Buchstaben GEAS stehen für “Gemeinsames Europäisches Asyl System”.
Durch dieses System werden die Abläufe von Asylverfahren und der Umgang
mit  asylsuchenden Menschen festgelegt.  Es ermöglicht  den Abgleich von
Fingerabdrücken und die  Bestimmung der  Zuständigkeit  des  Landes  zur
Prüfung des Asylantrags (Dublin-Verfahren). Auch soll es für eine einheitliche
Asylregelung unter den EU-Staaten sorgen.  Was es aber konkret  für die
Betroffenen bedeutet, erfahrt ihr in diesem Artikel.

Kürzung von Sozialleistungen
Nicht nur, dass die bisher nach 18 Monaten gezahlten Analogleistungen in
Höhe der regulären Sozialhilfe nun erst nach 36 Monaten gezahlt werden
sollen, es werden auch die Bargeldleistungen durch Bezahlkarten ersetzt.
Diese  sollen die  Menschen daran hindern,  Geld  an ihre  Familien in  der
Heimat zu schicken und den angeblichen Anreiz der Flucht nach Deutschland
mindern. Dabei geht die Bundesregierung davon aus, dass die Menschen
hauptsächlich aus Geldsorgen flüchten. Meistens sind die Gründe, die eigene
Heimat und Familie unter schweren Umständen zu verlassen, um einiges
massiver, wie Krieg oder Verfolgung, jedoch sollte endlich bewusst werden,
dass  auch  Menschen  die  einen  Fluchtweg  aus  Existenzängsten  auf  sich
nehmen, in Deutschland ebenso die Hilfe bekommen müssen, die sie zum
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Leben benötigen. Ob man arm ist oder nicht, ist nun einmal keine Frage des
mindsets, sondern Konsequenz der materiellen Umstände.

Der  Bund  hat  im  neuen  Asylgesetz  außerdem  beschlossen,  pro
Asylerstantragsteller_In eine jährliche Pauschale von 7.500€ zu zahlen.

Christian Lindner,  der  deutsche Bundesminister  für  Finanzen,  behauptet,
dass  das  neue  Asylsystem “nicht  nur  Länder  und  Kommunen entlastet”,
sondern “auch die Anziehungskraft des deutschen Sozialstaats reduziert”.

Asylverfahren außerhalb Europas
Die  Bundesregierung  sieht  auch  die  Möglichkeit,  Asylverfahren  in
Drittstaaten (außerhalb von Europa)  unter nicht  humanitären Umständen
durchzuführen. Diese Staaten werden von der EU als sicher definiert, selbst
wenn die Bürger_Innen dieses Landes das anders sehen. Ein Beispiel hierfür
ist  Tunesien.  Sollten  Menschen auf  ihrem Fluchtweg durch  eines  dieser
Länder reisen, kann der Asylanspruch in der EU verfallen. Das Prinzip der
Drittstaatenregelung ist kein neues Konzept. Das Grundrecht auf Asyl wurde
bereits vor 30 Jahren in Deutschland geändert und mit der Änderung die
Drittstaatenregelung eingeführt.

Es  soll  auch  versucht  werden,  Migrationsabkommen  mit  Ländern
abzuschließen, aus denen häufig asylsuchende Menschen nach Deutschland
kommen.  In  diesen  Migrationsabkommen  garantiert  die  EU  finanzielle
Unterstützung im Gegenzug zu Abschiebung oder des Vorgehens der Staaten
gegen Fluchtbewegungen.

Als  ein  konkretes  Beispiel  ging  es  um  die  Wiederbelebung  des  2016
beschlossenen EU-Türkei-Abkommens, das der Türkei Milliardenhilfen von
der EU verspricht, wenn diese sich verpflichtet, Fluchtrouten abzuriegeln
und nach Griechenland geflüchtete Menschen “zurückzunehmen”.

“So  kauft  sich  die  EU von  ihrer  menschenrechtlichen  Verpflichtung  des
Asylrechts frei. Sie unterstützt so nicht nur autoritäre Regime unmittelbar
beim systematischen Bruch von Menschenrechten. Sie stiftet sie regelrecht
dazu an.” -STOP GEAS



Grenzverfahren
Die  im Oktober  eingeführten  Grenzkontrollen  an  den  Grenzen  zu  Polen,
Tschechien und der Schweiz sollen über lange Zeit aufrecht erhalten werden.
Menschen,  die  aus  anderen  EU-Staaten  nach  Deutschland  wollen,  sollen
möglichst direkt in diese zurückgeschickt werden. Auch sollen durch solche
Grenzverfahren  die  Identitäten  von  Asylsuchenden  schon  an  der  EU-
Außengrenze  festgestellt  werden.  Da  dies  sehr  zeitaufwendig  (bis  zu  12
Wochen) ist, sollen die Betroffenen in menschenunwürdigen Lagern an den
Grenzen untergebracht werden. Bis über die Aussicht auf Asyl der Menschen
entschieden wurde, gelten diese Menschen als nicht eingereist, auch wenn
die  Unterkunft  auf  der  EU-Seite  der  Grenze  ist.  Von  der  Regelung  der
Grenzverfahren sind auch Kinder, die ca. 40% der geflüchteten Menschen
ausmachen,  sowie  kranke  und  eingeschränkte  Menschen  nicht
a u s g e s c h l o s s e n .  T r o t z  m e h r f a c h e m  A u f r u f e n s  v o n
Menschenrechtsorganisationen,  dass  unter  diesen  Umständen  keine
individuelle und rechtskonforme Überprüfung der Asylgründe möglich ist,
bietet diese Regelung der EU die Gelegenheit unfairer Asylschnellverfahren.
Pushbacks gelten nun als „Grenzschutz“ und sind dadurch legalisiert worden.

Zusätzlich hat der EU-Innenminister_Innenrat hat einer Krisenverordnung
zugestimmt. Diese Verordnung beinhaltet die Verlängerung der Zeit in den
Lagern von bis zu 12 Wochen, auf bis zu 20 Wochen, sowie die Erweiterung
der Menschengruppen die an den Grenzen inhaftiert werden dürfen. Der
Europäische  Rat  kann  die  Krisenverordnung  ausrufen,  wenn  sehr  viele
Asylsuchende Menschen an die Grenzen der EU kommen.

Wie wir es schon aus der Pflege kennen, wird ein Notfallplan schnell zum
Alltag.  Durch  die  nicht  funktionierenden  Grundsysteme  sind  solche
Krisenverordnungen von Anfang an zum Scheitern verurteilt und bedeuten
menschenunwürdige Behandlung von Asylsuchenden.

Die Zahl der Menschen die eine Flucht nach Europa als letzte Hoffnung
sehen, wird steigen. Der Klimawandel zwingt auch immer mehr Menschen
zur Flucht, da Nahrungsmittel und Wasser knapper werden, während die
Bevölkerungszahl steigt. Hinzu kommen die Menschen, die direkt durch das



Klima,  die  extremen  Temperaturen  und  Naturkatastrophen  ihre  Heimat
verlassen müssen. Durch die ansteigenden Zahlen der Menschen, die an die
Grenzen Europas kommen, müssen wir damit rechnen, dass die Maßnahmen
der  jetzt  genannten  Krisenverordnung  uns  bald  als  erneute
“Asylrechtsreform”  vorgestellt  werden.

Was können wir dagegen tun?
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Asylrechtsverschärfung vor
allem  auf  Abschreckung  und  Ausgrenzung  abzielt.  Menschen,  die  Hilfe
suchen, müssen immer gefährlichere Fluchtrouten nutzen, um ihrer Not zu
entkommen.  Denn  egal  wie  viele  Asylrechtsverschärfungen  von  der  EU
kommen, die Menschen werden weiter flüchten. Was sich verändert, ist die
immer menschenunwürdigere Behandlung, die die Menschenrechte massiv
einschränkt!

In Zeiten von Wirtschaftskrisen und internationalem Rechtsruck dürfen wir
uns nicht durch den Rassismus der Herrschenden spalten lassen, sondern
müssen solidarisch füreinander einstehen. Klimawandel,  Armut und Krieg
sind  Konsequenzen  des  kapitalistischen  Systems  und  können  nicht  ohne
dessen Abschaffung überwunden werden.  Wir  müssen also  einerseits  die
Forderung nach offenen Grenzen und Staatsbürger_Innenrechten für  alle
aufwerfen  und  diese  im  Rahmen  einer  internationalen  Bewegung  aus
Arbeiter_Innen, Jugendlichen, sexistisch oder rassistisch Unterdrückten und
allen  Ausgebeuteten  erkämpfen.  Im  Rahmen  von  Streik-,  Uni-  und
Schüler_Innenkomitees können wir schon jetzt unsere Forderungen an die
Orte tragen, an denen wir uns täglich bewegen und für ein Ende rassistischer
Asylverfahren einstehen!



Neues Logo, alte Probleme? Der
Europaparteitag der Linken
Dezember 2023

Sie ist  endlich da – die „neue“ Linkspartei.  Nach dem Paukenschlag der
Gründung des „Bündnis Sahra Wagenknecht“ gab der Europaparteitag der
Linken  einen  ersten  Einblick,  wie  die  Partei  in  Zukunft,  ohne  ewige
Streitereien  zwischen  den  Flügeln,  aussehen  wird.  Ohne  zu  viel
vorwegzunehmen: Wirklich neu sieht das Ganze nicht aus. Die tatsächliche
Programmatik  für  die  Europawahl  verkommt  zur  Nebensache  zugunsten
einer  offensiven  Zurschaustellung  von  Einheit  und  Aufbruch  sowie  der
Kandidat_Innenwahl.

Die Einheit  ist  dabei  keine bloße Schauspielerei:  Mit  der Tatsache,  dass
durch die Spaltung der Partei  jede Regierungsbeteiligung in weite Ferne
gerückt ist, können grundlegende Strategiefragen fürs erste ausgeklammert
werden. In diesem Aspekt bekommt die Bewegungslinke ihren Willen, viel
mehr als Basisarbeit bleibt der Partei in nächster Zeit nämlich nicht übrig.
Beim  Aufbruch  sieht  die  Sache  hingegen  etwas  anders  aus  und  im
verabschiedeten  Wahlprogramm  wird  auf  „Bewährtes“  gesetzt,  wenn
überhaupt  mit  seichteren Positionen als  noch in  der  Vergangenheit.  Wie
mittlerweile  kaum  noch  jemanden  überraschen  dürfte,  wird  das  Wort
Sozialismus im Dokument nicht einmal erwähnt, es geht um Neoliberalismus
statt Kapitalismus und Umverteilung und soziale Gerechtigkeit müssen an die
Stelle  des  bösen  E-Wortes  „Enteignung“  treten.  Lediglich  im  Bezug  auf
Immobilien ist  davon die  Rede,  aber selbst  hier  bleibt  offen,  ob es  eine
Entschädigung geben soll oder nicht.

Strategische Leere
Es gibt einen Forderungskatalog mit allerlei guten Dingen (Höhere Löhne,
bessere  Sozialleistungen,  höhere  Besteuerung  der  Reichen  usw.),  aber
letztendlich  stellt  die  Linke  hier  passend  zur  kalten  Jahreszeit  ihren
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Wunschzettel  vor.  Eine  Strategie,  wie  diese  Forderungen  tatsächlich
durchzusetzen seien,  fehlt.  An anderen Stellen wird es folgerichtig völlig
utopisch:  Die  Banken  sollen  transparenter  werden  und  der  Gesellschaft
dienen, die „Fehler“ der EU (Aufrüstung, dichte Grenzen, usw.) sollen durch
Reformen gelöst werden, anstatt anzuerkennen, dass diese „Fehler“ im Sinne
der EU als imperialistischem Staatenbündnis womöglich eher als Feature zu
verstehen  sind.  National ismus  und  Krieg  sind  Produkte  der
Klassengesellschaft, und daher bleiben Forderungen nach offenen Grenzen,
nach  nachhaltiger  Abrüstung,  bloße  Träumereien,  wenn  man  nicht
gleichzeitig  auch  die  Systemfrage  stellt.  Statt  konkreter  Ideen  wie  den
Vereinigten Sozialistischen Staaten Europas bleibt im Prinzip nichts außer
„vielleicht wird’s ja diesmal was“.

Die Linke erkennt zwar korrekt, dass in der momentanen Krisenperiode auch
Krieg auf dem Plan steht, aber die Lösung dieses Problems soll in erster Linie
in  einer  Stärkung  der  UN  liegen.  Falls  man  seit  Jahren  nicht  in  die
Nachrichten geschaut hat, mag das schlüssig erscheinen, aber in der Realität
haben zuletzt die Kriege in der Ukraine wie in Gaza prominent gezeigt, dass
sich die UN im Kriegsfall nicht als großes Hindernis präsentieren. Wie auch?
Die UN sind keine neutrale Weltregierung. Sie sind nicht losgelöst von den
Staaten,  aus  denen  sie  sich  zusammensetzen,  und  das  globale
Kräfteverhältnis setzt sich auf diese Weise auch in ihnen durch. Das erkennt
auch  die  Linke  in  Stücken  an,  aber  sieht  die  UN als  Möglichkeit  zum
niedrigschwelligen Dialog und zur globalen Abrüstung an. Das offenbart eine
verklärte Sicht auf die Welt: Kriege sind keine bloßen Zankereien, bei denen
sich beide  Parteien aussprechen und versöhnen müssen,  sondern bittere
Konsequenz des kapitalistischen Expansionszwangs. Dialog und Abrüstung
sind dabei nicht in sich verkehrt, aber bleiben Symptombekämpfung und kein
Heilmittel. In den Worten Trotzkis: „Die Imperialisten führen nicht Krieg,
weil sie Waffen haben, sondern umgekehrt: sie schmieden Waffen, weil sie
Krieg führen müssen.“

Zwischen Halbherzigkeit und Widersprüchen
In beiden Konflikten, Ukraine wie Gaza, präsentiert sich die Linke auch im



D e t a i l  h a l b g a r :  S i e  v e r t r e t e n  z w a r  k o r r e k t e r w e i s e  d a s
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukraine,  lassen  jedoch  eine  konsequente
Positionierung  auch  gegen  westliche  imperialistische  Einmischung
vermissen.  Das  ist  den  Ukrainer_Innen,  die  bereits  jetzt  zum  Spielball
zwischen imperialistischen Mächten geworden sind, gerade auch im Hinblick
auf die Zeit nach dem Krieg wenig dienlich. Die Mächte des Westens, auch
Deutschland,  werden  sicherzustellen  wissen,  dass  sich  ihre  derzeitigen
Investitionen lohnen, ungeachtet der Tatsache, wie fatal selbstverständlich
auch eine Eroberung der Ukraine durch Russland wäre. Im Nahostkonflikt
hingegen wird weiterhin die Zwei-Staaten-Lösung vertreten, die sich getrost
ins Reich der Fiktion verbannen lässt und für eine langfristige (und auch
kurzfristige) Beilegung des Konflikts völlig unzureichend ist. Diese Frage ist
auch innerhalb der Linkspartei stark umstritten, und im Sinne der neuen
Einheit  gibt  es  folgerichtig  einen  seichten  Kompromiss,  der
Palästinenser_Innen wie Israelis mit ihren Problemen alleine lässt. Das ist im
Übrigen symptomatisch:  Die Vermeidung von Konflikten,  das Beschließen
von  Kompromissen  geht  nur  so  lange  durch,  bis  die  Realität  eine
Positionierung einfordert, und es ist fraglich, wie lange der neue Einheitskurs
gefahren werden kann, bis es an anderer Stelle zum Zwist kommt.

Die Zukunft der Linkspartei
Wie steht es also um die Linkspartei? Der Patient atmet noch,  aber der
Zustand ist kritisch. Als Etappenziele für den Neuaufbau werden die Wahlen
bis zur Bundestagswahl 2025 genannt – für 2025 selbst steht der Einzug in
den  Bundestag  auf  dem  Zettel.  Ist  das  realistisch?  Die  Spaltung  war
zweifelsfrei ein schwerer Schlag, und auch wenn in positiven Tönen von den
vielen  Leuten  berichtet  wird,  die  mit  dem  Abgang  Wagenknechts  den
Parteieintritt  vollziehen,  ist  bislang  noch  offen,  wie  hoch  die  Zahl  der
Austritte ist, die gerade mit der tatsächlichen Parteigründung durch das BSW
noch  s te igen  w i rd .  Zug le i ch  bewahr t  s i ch  d i e  L inke  das
Alleinstellungsmerkmal,  sich tatsächlich gegen den Rechtsruck zu stellen,
und  trifft  auf  diese  Weise  weiterhin  einen  Nerv.  Die  Tragweite  dieser
Positionierung bleibt jedoch begrenzt, solange besagter Rechtsruck nicht als
notwendige Konsequenz der Krise (die ihrerseits notwendige Konsequenz des



Kapitalismus ist) verstanden wird, in der durch Konkurrenz und verstärkte
Blockbildung die Grundlage für Rassismus, Sexismus, Antisemitismus und
andere Unterdrückungen liegt, welche eine gemeinsame Solidarisierung der
Arbeiter_Innen verhindern. Stattdessen wird an der Idee festgehalten, dass
mehr  soziale  Gerechtigkeit  als  Gegenmittel  ausreiche,  und  die  daraus
folgende Ineffektivität wird der Linken auch an dieser Front zunehmend das
Wasser abgraben. So oder so kommen harte Zeiten auf die Partei zu, und
falls es nicht wider erwarten zu einem Aufbruch kommen sollte, der den
Namen tatsächlich verdient, so lange weiterhin die Systemfrage vermieden
wird, ist schwer vorstellbar, dass sich dies in naher Zukunft ändern sollte.
Die Linke zeigt damit einmal mehr, dass der Reformismus nicht in der Lage
ist,  die  Widersprüche  des  Kapitalismus  aufzulösen  und  führt  uns  die
Notwendigkeit des Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei  mit
einem  marxistischen,  revolutionären  Programm  vor  Augen,  in  welcher
Jugendliche,  Arbeitende  und  alle  Unterdrückten  des  Systems  gemeinsam
kämpfen, um dieses zu überwinden.

Stoppt das Morden,  stoppt den
Krieg  –  Im  Kongo  wie  in
Palästina
Von Jona Everdeen, Dezember 2023

Während die Welt über den brutalen genozidalen Krieg Israels gegen die
Palästinenser_Innen in Gaza spricht und der Krieg in der Ukraine gleichzeitig
immer mehr aus dem Rampenlicht verschwindet,  redet niemand darüber,
dass  ein  anderer  Konflikt,  der  in  der  Vergangenheit  Schauplatz  von
zigtausend,  wenn  nicht  gar  millionenfachem  Morden  war,  wieder
ausgebrochen ist. Die Rede ist vom Kongo und vor allem dessen östlicher
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Provinz Nord-Kivu. Der Konflikt hat seine Wurzeln im Kolonialismus und für
sein  erneutes  Aufflammen  ist  sehr  maßgeblich  der  Imperialismus
mitverantwortlich.  Der  Kongo  gehört  zu  den  ärmsten  der  armen
Halbkolonien  in  Afrika  und während der  Imperialismus ganz  aktiv  dafür
verantwortlich ist, dass die politische Lage dort sehr instabil ist und Konflikte
darum kaum befriedet werden können, interessiert das Schicksal der dort
lebenden Menschen in den imperialistischen Zentren niemanden.

Von der Kolonie zur Halbkolonie
Der Kongo ist wohl eins der brutalsten Beispiele dafür, wie Kolonialismus
und Imperialismus ein Land zerstören können. Der immense Reichtum des
Landes an verschiedensten Bodenschätzen spielte dabei eine maßgebliche
Rolle, und war bislang stets mehr Fluch als Segen.

So war das Land bereits Opfer einer der brutalsten Kolonialherrschaften
unter  dem  belgischen  König  Leopold,  welcher  durch  seine  private
Kolonialmiliz  massenhaft  Menschen  massakrieren  und  verstümmeln  ließ,
wenn sie nicht die von ihm geforderten absurd hohen Mengen an Kautschuk
lieferten. Doch auch nach der Unabhängigkeit  wurde es nicht besser,  so
sorgten vor allem Belgien und die USA dafür, dass die „Unabhängigkeit“
nach  ihren  Vorstellungen  ablief,  ließen  den  fortschrittlichen  Führer  der
kongolesischen  Befreiungsbewegung,  Patrice  Lumumba,  ermorden  und
unterstützten  Joseph  Mobutu  dabei,  eine  brutale  und  extrem  korrupte
Diktatur aufzubauen. Unter Mobutu ging der komplette Reichtum des Landes
an  europäische  Mächte  und  eine  kleine  nationale  herrschende  Klasse,
während das Land verarmte und die  Infrastruktur  verfiel.  Grund für  die
Unterstützung Mobutus war neben der Garantie, dass europäische Konzerne
die Rohstoffminen weiter nutzen konnten, auch, dass Mobutu die Rolle des
imperialistischen Gendarms in  Zentralafrika  einnahm und versuchte,  den
Einfluss der Sowjetunion in der Region klein zu halten. Aus einer Kolonie,
erst  des  Königs  dann des  belgischen  Staates,  war  eine  Halbkolonie  des
westlichen Blocks geworden.



Der  Kongokrieg  –  Die  Rückkehr  eines
vergessenen  Grauens?
Der jüngst wieder ausgebrochene Konflikt ist Folge der Kongokriege, welche
am Ende der Mobutu Diktatur das Land in neuen Schrecken versetzten. Der
2.Kongokrieg, auch „Afrikanischer Weltkrieg“ genannt, zwischen 1998 und
2003 gilt als einer der brutalsten Kriege seit dem 2.Weltkrieg und es wird
geschätzt,  dass  insgesamt rund 6 Millionen Menschen dem Konflikt  zum
Opfer fielen.

Ein Auslöser für den Krieg war der entsetzliche Genozid im benachbarten
Ruanda, wo sich die Tutsi und die Hutu, zwei Volksgruppen, die von den
belgischen Kolonialbehörden gegeneinander ausgespielt wurden und seitdem
verfeindet  waren,  extrem  brutale  Kämpfe  lieferten.  Diese  fanden  ihren
schrecklichen Höhepunkt im ruandischen Genozid 1994, wo innerhalb von
hundert  Tagen bis  zu  eine  Millionen Tutsi  ermordet  wurden.  Nach dem
Rückzug der Hutu-Milizen ins östliche Kongo, marschierte Ruanda dort ein
und  es  kam  dabei  zu  einer  jahrelangen  gewalttätigen  Eskalation.  Den
ruandischen Truppen, sowie ihren Verbündeten aus Burundi, Uganda und
verschiedenen Milizen gelang es, rund die Hälfte des Kongo zu erobern und
teils gewaltsam zu plündern.

Nach dem zunächst vielversprechenden Friedensprozess in den 00er Jahren
fand der Konflikt jedoch nie wirklich eine dauerhafte Lösung. Während der
Kongo und Ruanda sich in Diplomatie versuchten, führten Hutu-, Tutsi- und
andere Milizen immer wieder Kämpfe, vor allem in der Nord-Kivu Provinz.
Vor nun etwa zwei Monaten stieß die Tutsi-Miliz „M23“ vor und eroberte
mehrere  Städte.  Aus  Angst  vor  einem  neuen  großen  Krieg  ergriffen
hunderttausende die Flucht. Vorausgegangen waren dieser Offensive brutale
Morde an Angehörigen des Tutsi Volkes im Ostkongo, teilweise wohl durch
Unterstützung  oder  mindestens  wohlwollende  nicht-Einmischung  der
kongolesischen Sicherheitskräfte.  Der Kongo wiederum wirft  Ruanda vor,
M23 aktiv zu unterstützen und an den Angriffen in Nord-Kivu beteiligt zu
sein und wies den ruandischen Botschafter aus.

Während  in  der  Region  die  Angst  vor  einem neuen  Kongokrieg  wächst,



interessiert  sich  im  Westen  fast  niemand  für  die  dortige  Situation.  Für
westliche Konzerne hat es schließlich keinen Unterschied gemacht, ob mit
Ruanda verbündete  Milizen  oder  die  kongolesische  Regierung ihnen von
brutal  ausgepressten  Arbeiter_Innen,  häufig  Kindern,  gefördertes  Gold,
Coltan  und  Kobalt  zu  Spottpreisen  zur  Verfügung  stellen.

Ringen um Rohstoffe – Wie sich die Weltlage
auf den Kongo auswirkt
Was jedoch EU und USA Sorgen bereiten dürfte, ist der zunehmende Einfluss
Chinas im Kongo. Während nämlich die westlichen Imperialisten nicht nur
beim Kongokrieg einfach zusahen, wie das Land im Chaos versank, solange
die Rohstoffe weiter ausgeführt wurden, investiert seit geraumer Zeit China
darin,  die  kaputte  und  teils  kaum vorhandene  Infrastruktur  des  Landes
wieder  auf-  bzw.  auszubauen.  Dies  veranlasst  in  jüngerer  Vergangenheit
immer  größere  Teile  der  sich  inzwischen  demokratisch  präsentierenden
kongolesischen Bourgeoisie dazu, sich stärker hin zu China zu orientieren,
welches den Kongo scheinbar zum ersten Mal auf Augenhöhe behandelt und
bessere  Preise  für  die  Rohstoffe  anzubieten  scheint.  Dass  es  China  in
Wahrheit nicht um Hilfe geht, sondern eben darum, selbst ein größeres Stück
vom kongolesischen Kuchen abzubekommen, sollte jedem klar sein. Dabei
spielt vor allem eine Ressource heute eine Schlüsselrolle: Kobalt. Ähnlich wie
in den 00er Jahren bei Coltan findet auch die weltweite Kobaltproduktion
zum Großteil im Kongo statt.

Kobalt  ist  dabei  besonders  zentral  für  die  als  „Grüne  Lösung  für  den
Verkehrssektor“ verkauften E-Autos, welche in Wahrheit nicht grün, sondern
blutig sind. China, welches versucht, den USA die Vorreiterrolle im Kampf
um die neuesten Technologien abzunehmen, braucht dieses Kobalt  sowie
auch das Coltan aus dem Kongo und fährt entsprechend dessen klassische
Strategie: „Wir sind eure Freunde, wir bauen für euch Infrastruktur, dafür
kriegen wir eure Rohstoffe. Vom Westen kriegt ihr weniger.“ Ein Deal, den
zahlreiche halbkoloniale Regierungen gerne annehmen.

Doch  auch  wenn  die  Ausbeutungsbedingungen  des  chinesischen



Imperialismus  tatsächlich  etwas  besser  sein  können  als  die  Belgiens,
Frankreichs  oder  der  USA,  ändert  das  nichts  daran,  dass  auch  das
imperialistische  China  den  Kongo  ausbeuten  will,  dass  es  sich  um  die
Kongoles_Innen nicht kümmert, dass es ihm egal ist, ob Kobalt und Coltan
unter widrigsten Arbeitsbedingungen von Kindern abgebaut werden, solange
die Ressourcen nur in den Fabriken von Shenzen landen statt in denen von
Detroit oder Duisburg.

Wenn jedoch tatsächlich der Kongo mehr und mehr von einer Halbkolonie
des Westens zu einer Halbkolonie Chinas wird, dann kann es sein, dass der
Westen  ein  aktives  Interesse  daran  gewinnt,  das  Land  noch  weiter  zu
destabilisieren, auch wenn das zum Preis hunderttausender weiterer Toter
geschieht.  Fakt  ist  jedenfalls,  die  Leittragenden im Kampf  um Rohstoffe
werden  weiterhin  die  kongolesischen  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen,
Jugendliche  und  Kinder  sein.

Only one Solution – Revolution
Der  Kongo  ist  kein  Einzelfall,  im  Gegenteil:  Der  absolute  Großteil  der
Konflikte  in  afrikanischen Ländern haben ihren Ursprung maßgeblich im
Kolonialismus und werden heute durch den Imperialismus entweder direkt
geschürt oder zumindest einmal begünstigt werden.

Für  die  Ausplünderung  von  Ressourcen  sowie  den  Ausbau  ihrer
geopolitischen  Stellung  ist  imperialistischen  Mächten  jedes  Mittel  recht,
ganz  gleich  ob  Schuldenfalle,  Destabilisierung  oder  militärische
Interventionen. Dabei kann auch der Wechsel der imperialistischen Macht
keine Lösung sein, da diese China/Russland, auch wenn sie sich gerne als
antiimperialistisch darstellen, selber imperialistische Politik betreiben.

Die einzige wirkliche Lösung ist der Bruch mit dem Imperialismus und der
eigenen  Bourgeoisie,  die  mit  diesem kooperiert,  durch  ein  Bündnis  aus
Arbeiter_Innen,  kleinen  bis  mittleren  Bäuer_Innen  und  einfachen
Soldat_Innen,  das  eine  sozialistische  Revolution  durchführt  und  die
Produktionsmittel  unter seiner Kontrolle verstaatlicht.  Nur so können die
Menschen im Kongo von den Ressourcen ihres Landes profitieren, in dem sie



die Kontrolle über diese an sich reißen! Indem sie internationale Konzerne,
ob nun belgische, französische, US-amerikanische oder chinesische, aus dem
Land werfen und die Vasallen der Imperialisten verjagen! Dafür braucht es
auch einen Zusammenschluss  der  Arbeiter_Innen über  Volksgrenzen und
über  Staatsgrenzen  hinweg.  Die  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen  und
Jugendlichen müssen für die einzige echte Lösung der Krise und das einzige
dauerhafte  Ende der  Ausbeutung und Unterdrückung kämpfen:  Für  eine
sozialistische Föderation der Völker Afrikas!

Filmkritik:  Die  Barbarei  von
Panem  –  Oder:  Was  passiert,
wenn wir verlieren?
Von Jona Everdeen, Dezember 2023

Es sorgte für einigen Spaß als bekannt wurde, dass Teile des neue „Tribute
von Panem“ Prequel ausgerechnet in Duisburg gedreht werden sollten. Es
wurde  gewitzelt,  dass  die  ökonomisch  schwächelnde  Industriestadt  im
Ruhrgebiet  den  post-apokalyptischen  Vibe  sehr  gut  treffe.

Doch was ist das wirklich für eine Welt, in der Jugendliche zur Teilnahme an
den tödlichen Hungerspielen gezwungen werden und wo die große Mehrheit
der  Menschen in  den Distrikten im Elend versinkt,  während eine  kleine
Gruppe von Menschen im Kapitol ein selbst für große Teile der aktuellen
Bourgeoisie schwer vorstellbares Luxusleben führt?

Und was hat diese dystopische Gesellschaft mit unserer Welt zu tun? Könnte
Panem, wenn es dumm läuft, irgendwann ein sehr realer Schrecken sein?
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Die Klassenstruktur von Panem
Der  Staat  Panem besteht  aus  12  Distrikten  und  einer  Hauptstadt,  dem
Kapitol. In den Distrikten findet jeweils voneinander getrennt die Produktion
verschiedener  Güter  statt  (z.B.  Holz,  Textilien,  elektronische  Geräte),
während  vom  Kapitol  aus  der  Staat  verwaltet  wird.

Die Produktion in den größtenteils sehr armen Distrikten dient in erster Linie
der Versorgung des Kapitols.

Die Menschen in den Distrikten sind dabei keine Sklav_Innen des Kapitols.
Sklav_Innen sind lediglich die „Avoxe“, Bedienstete im Kapitol selbst, denen
die Zunge herausgeschnitten wurde, damit sie sich nicht verbal verständigen
können. Sie sind keine Leibeigenen im Sinne eines Feudalsystems, die für
ihre Herren Frondienste verrichten und Abgaben leisten müssen, aber sonst
für den Eigenbedarf produzieren. Und sie sind auch keine Arbeiter_Innen, die
Arbeit verkaufen.

Genauso  sind  die  Menschen  im  Kapitol  auch  keine  Sklavenhalter_Innen,
wobei die Gesellschaft des Kapitols einer antiken Stadtgesellschaft durchaus
ähnlich ist, keine Feudalherren und keine Kapitalist_Innen, die ihre Stellung
in erster Linie durch den Privatbesitz an Produktionsmitteln inne haben. Der
Hauptwiderspruch dieser  Gesellschaft  ist  eben der  zwischen Kapitol  und
Distrikten und beruht letztendlich auf  roher,  kaum verhüllter,  staatlicher
Gewalt. Während die Menschen in den Distrikten schuften müssen, extrem
prekären Lebensbedingungen ausgesetzt sind und auch noch jedes Jahr zwei
Jugendliche aus jedem Distrikt zum Sterben in die Arena der Hungerspiele
schicken müssen, lebt es sich im Kapitol in Saus und Braus.

Das Kapitol presst, um diesen Lebensstil finanzieren zu können, auf brutalste
Art und Weise die Distrikte aus, wobei die Hungerspiele eigentlich nur die
Spitze des Eisbergs sind.  Weigern sich Menschen,  die Schwerstarbeit  zu
leisten  oder  können  sie  schlicht  die  Liefermengen  an  das  Kapitol  nicht
erfüllen,  kommt  es  zu  meist  völlig  willkürlichen  Auspeitschungen  und
Hinrichtungen  und  somit  extremster  Repression  durch  die  als
„Friedenswächter“  bezeichnete  Armee  des  Kapitols.



Diese Armee setzt sich aus verschuldeten Bürger_Innen des Kapitols oder
Menschen aus dem etwas privilegierten Distrikt 2 zusammen.

Soziale Mobilität gibt es zwar in der Armee im beschränkten Maße. Aber als
Kapitolbewohner_In  klassische  Distriktbewohner_In  zu  werden  oder
andersherum ist hingegen quasi ausgeschlossen und auch von einem Distrikt
in den anderen zu „wechseln“, kann man zumindest nicht regulär.

Auch die Sieger_Innen der Hungerspiele nehmen in dieser Gesellschaft nur
begrenzt  eine Sonderrolle  ein:  Sie  werden zwar im Kapitol  zu einer  Art
Popstars und erhalten genug Geld um sich und ihren Familien ein sorgloses
Leben zu ermöglichen, sie bleiben jedoch weiterhin Distriktbewohner_Innen.

Kann Panem Realität werden?
„Sozialismus oder Barbarei“,  diese Mahnung Rosa Luxemburgs ist  in der
marxistischen Linken allseits bekannt und bedeutet, dass, sollte es uns nicht
gelingen,  die  gesellschaftlichen  Widersprüche  des  Kapitalismus  auf
revolutionärem  Weg  zu  lösen,  zwangsläufig  dieses  System  an  den
Widersprüchen untergehen und die Gesellschaft  in eine Barbarei  stürzen
müsse.

Was jedoch diese Barbarei genau bedeutet, ist dabei bewusst offengehalten.
Zum einen  wird  damit  die  Entbändigung  der  kapitalistischen  Gewalt  im
Faschismus beschreiben. Es geht dabei aber auch um eine apokalyptische
nach-kapitalistische Welt. Man kann diese natürlich nicht vorhersehen, aber
sich  bestimmte  Szenarien  ausmalen,  woraus  einige  kulturelle  Genres
entstanden  sind.

Die erste Option können wir im Film „I Am Legend“ sehen oder auch bei
manchen Klimagruppen hören. Hier gibt es die Vorstellung, dass nach einer
großen Katastrophe wie Krieg, dem eskalierenden Klimawandel oder einer
Pandemie die Menschheit als Spezies schlicht verschwindet.

Deutlich öfter und auch irgendwie überzeugender tauchen Visionen einer
heftigen Dezimierung aber nicht Auslöschung der Menschheit auf, die dann
ihr Dasein unter prekärsten, vormodernen Verhältnissen fristen muss, wie in



Teilen der Fallout-Reihe oder Metro 2033. Die dritte Option ist  jene von
Tribute von Panem: Der Errichtung einer neuen Klassengesellschaft auf den
Trümmern der alten. Einer Gesellschaft in der nicht mehr das kapitalistische
Wertgesetz herrscht aber auch kein zentraler, rätedemokratischer Plan.

Wenn  man  sich  aber  auf  diese  wilde  Spekulation  einlässt,  scheint  eine
Gesellschaft  in  der  es  einer  privilegierten,  technologisch  überlegenen,
Minderheit gelingt, eine neue Ordnung in ihrem Interesse zu erschaffen und
die  Gesellschaftsmehrheit  unter  Androhung  und  Anwendung  exzessiver
Gewalt  dazu  zu  zwingen,  für  sie  zu  arbeiten,  durchaus  nicht  unrealistisch.

Auch  in  einem  weiteren  post-apokalyptischen  Universum  sehen  wir  ein
Beispiel für eine solche Gesellschaft, allerdings in ihrer Frühphase: Negans
Saviors aus The Walking Dead.

Diese bilden letztendlich eine Gruppe aus Menschen die,  von einem gut
gesicherten Hauptquartier aus agierend, mit Waffengewalt andere Gruppen
von Menschen dazu zwingen für sich zu arbeiten und Produkte, zum Beispiel
Lebensmittel, als Tribut zu zahlen. Sollten diese nicht im geforderten Maße
liefern,  ist  die  Strafe  meist  die  Erschießung  eines  Mitglieds  der
Gemeinschaft.

In  Tribute  von  Panem  wird  nicht  genauer  erwähnt,  wie  die  dortige
Gesellschaft ursprünglich entstanden ist, jedoch ist ein ähnlicher Ursprung
der  Räuberei  durch  das  Kapitol,  die  sich  dann  über  die  Jahrzehnte
institutionalisiert zu einer Art Staat weiterentwickelt haben könnte, durchaus
realistisch.

Tatsächlich  sehen  wir  ja  bereits  jetzt,  wie  an  verschiedenen  Orten  von
Superreichen  „Weltuntergangs-Resorts“  gebaut  werden.  Orte,  an  denen
diese auch nach einem Zusammenbruch des kapitalistischen Weltsystems
weiterhin ein privilegiertes Leben führen können, so zum Beispiel in Tirol
oder in Neuseeland. Die meisten dieser Luxusbunker sind allerdings bisher
recht klein konzipiert. Die abgeschottete und als autark geplante Stadt Neom
in Saudi-Arabien, die bis 2030 gebaut werden soll, erinnert hingegen in ihrer
futuristischen Konzeption schon sehr erschreckend an das Kapitol.



Wenn die Gesellschaft an der Unzahl von unlösbaren Krisen zerfällt, sind
solche  abgeschottete  Rückzugsräume  logische  Notwendigkeit  für  die
herrschende  Klasse.  Dann  braucht  es  nur  noch  die  Duisburger
Arbeiter_Innen zur Versorgung des Luxuslebens! Und wenn die Gesellschaft
sich  schlussendlich  das  Luxusgut  Moral  und  Menschlichkeit  nicht  mehr
leisten  kann,  sind  faschistische  Ideologien  zu  Legitimierung  und  solche
brutale „Spiele“ wie die Hungerspiele zur Stabilisierung der Gesellschaft
auch nicht mehr weit.

Vergesst nicht, wer der wahre Feind ist!
Wenn  wir  also  nicht  wollen,  dass  unsere  Enkel  in  Hungerspielen
gegeneinander antreten müssen und in einer von schrecklichen Kriegen und
einer  eskalierten  Klimakatastrophe  verheerten  Welt  ihr  Leben  damit
verbringen müssen, zu ackern, damit die Enkelkinder unserer Bosse weiter in
Saus und Braus leben können, müssen wir jetzt etwas tun!

Deshalb müssen wir jetzt kämpfen, es wagen den Hunger nach Gerechtigkeit
ein für alle Mal zu stillen und eine Welt zu erbauen, in der wir für immer frei
von Ausbeutung und Unterdrückung leben können!

Vergessen  wir  nicht,  wer  der  wahre  Feind  ist!  Das  sind  nicht  unsere
Klassengenoss_Innen in anderen Ländern oder aus anderen Distrikten, nicht
Menschen,  die  hierher  vor  Krieg  und  Elend  fliehen,  und  nicht  unsere
Arbeitskolleg_Innen  mit  denen  wir,  zumindest  laut  unseren  Bossen,  um
unsere Arbeitsplätze in Konkurrenz stehen müssen – Der wahre Feind sind
die  kapitalistischen  Ausbeuter_Innen,  die  durch  ihren  Reichtum  an
Produktionmitteln bestimmen wie diese Gesellschaft funktioniert und ihre
Privilegien im Zweifel  auch nutzen würden, in einer post-apokalyptischen
barbarischen Klassengesellschaft weiterhin die Herren zu bleiben! Nur eine
Gesellschaft, die auf Solidarität, Demokratie und Gerechtigkeit fußt, kann
überhaupt erst Krieg und Klimakatastrophe für immer verhindern!



Wie können wir Antisemitismus
beenden?
Von Felix Ruga, November 2023

Heute ist der 9.11. und damit der Tag, an dem man sich an die mörderischen
antisemitischen Pogrome in Deutschland vor 85 Jahre erinnert. Die Hoffnung,
dass die Gesellschaft  aus der Shoah gelernt  hat  und der Antisemitismus
überwunden ist,  hat  sich mitnichten erfüllt:  Davidsterne an Hauswänden
jüdischer  Bewohner_Innen,  Brandanschläge  auf  Synagogen,  der
antisemitische  Angriff  in  Dagestan,  rechtsextreme  Angriffe  auf  KZ-
Gedenkstätten,  ein  weltweiter  Aufstieg  der  extremen  bis  faschistischen
Rechten, Rekordzahlen für die Freien Wähler nach dem Aiwanger-Skandal,
blinde Flecken des Staates auf Nazi-Strukturen in und um ihn herum, die
Schuldzuweisung und Attacken auf jüdische Menschen für die Taten Israels,
das Silencen jüdischer Menschen, die gegen das Unrecht des Israelsischen
Staates eintreten.

In diesem Artikel wollen wir runterbrechen, wie wir uns den Antisemitismus
und die Möglichkeit dessen Überwindung erklären. Wegen der Komplexität
wird das nicht vollständig möglich sein, aber wir können euch noch weitere
Texte empfehlen.

Was ist Antisemitismus?
Antisemitismus ist  zunächst  erst  einmal  Rassismus gegen Jüd_Innen und
trägt damit auch viele Eigenschaften, die auch sonstige Formen rassistischer
Unterdrückung haben:  Ausschluss  aus  der  Mehrheitsgesellschaft  als  „die
Anderen“,  konstruierte  Vorurteile,  systemische  Unterdrückung  durch
Entrechtung,  Unsichtbarmachung oder Mystifizierung der Geschichte und
kultureller Eigenheiten, um nur einige Aspekte zu nennen. Aber gleichzeitig
ist der Antisemitismus auch eine besondere Form des Rassismus. Während
beispielsweise der Rassismus meist von einer Art kulturellen Überlegenheit
der „weißen Herrenrasse“ ausgeht, um Überausbeutung und Versklavung zu
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rechtfertigen,  wird  im Antisemitismus  von  einer  Bedrohung der  „weißen
Herrenrasse“  durch  angebliche  „Weltherrschaftspläne  der  Juden“
ausgegangen .  An t i - j üd i sche  Pogrome ,  Massenmord  und
Verschwörungstheorien  waren  und  sind  die  schrecklichen  Konsequenzen
dieser  Ideologie.  Die  Geschichte  des  Antisemitismus  ist  mit  der  von
Vertreibung und Unterdrückung geprägten, vielfältigen jüdischen Geschichte
verbunden, auf die an dieser Stelle jedoch nicht tiefer eingegangen werden
kann.

Rolle im Kapitalismus
Es gab auch schon lange vor der Entstehung des Kapitalismus antijüdischen
Hass,  aber  wir  wollen  uns  hier  besonders  auf  die  Funktion  des
Antisemitismus  im  Kapitalismus  beziehen.  Er  versucht  nämlich,  der
abstrakten Gewalt des Kapitalismus ein konkretes und angreifbares Ziel zu
geben. Denn das Besondere am Kapitalismus ist, dass sich seine Logik durch
eine stumme Rationalität durchsetzt. Konkurrenz und Krisen existieren ohne
den Willen von irgendwem. Die herrschende Klasse lenkt die Gesellschaft
zwar, muss sich aber selbst an die Gesetze der Warenproduktion halten und
kann sich im Zweifelsfall auch auf diese „Alternativlosigkeiten“ zurückziehen.
Alle anderen spüren diese Gewalt an der eigenen Haut und es ist nur schwer
auszuhalten, wenn man den eigenen Frust nicht wirklich adressieren kann,
weil  man  entweder  den  Kapitalismus  als  unveränderlich  akzeptiert,
Klassenkampf verunmöglicht wird oder weil man selbst vom eigenen, wenn
auch meist kleinen, Kapital lebt.

Deswegen  ist  der  Drang  nach  einer  antisemitischen  Auflösung  dieser
Frustration, vor allem innerhalb des Kleinbürgertums, in Krisenzeiten und
nach großen Niederlagen der Arbeiter_Innenbewegung besonders groß. Der
Antisemitismus  gibt  der  kapitalistischen  Gewalt  ein  Gesicht,  indem  das
mittelalterliche Zerrbild des „wuchernden Juden“ mit allem identifiziert wird,
was  man für  „schlecht“  am Kapitalismus erklärt.  Dabei  wird  jedoch der
Kapitalismus nicht als Ganzes kritisiert,  denn man muss nur den „guten,
deutschen“ Kapitalismus vom „Schlechten“ befreien. Damit wird ein Aufstand
auf  ein  Ersatzobjekt  gerichtet.  In  der  Shoah  hat  sich  gezeigt,  dass  die



Gesellschaft von einem Volk zu „befreien“, im Endeffekt bedeutet,  dieses
auszulöschen.

Es gibt Ideologien,  die nicht konkret Jüd_Innen angreifen,  aber ebenfalls
imaginieren, dass eine kleine Gruppe die eigentlich gesunde kapitalistische
Gesel lschaft  verdirbt .  Diesen  Mechanismus  f indet  man  in
Verschwörungsideologien  wieder.  Das  muss  nicht  automatisch
Antisemitismus sein, ist aber dennoch gefährlich und hat fast immer eine
offene Flanke dazu.

Und was ist mit Israel?
Reden wir also nun über den Elefanten im Raum. Denn schaut man sich die
„Debatte“ in Deutschland an, scheint der israelbezogene Antisemitismus zu
dominieren. Der häufigste Vorwurf ist wohl, dass Palästinenser_Innen und
Antiimps mit ihrer Kritik am Staate Israel getarnt ihrem Antisemitismus Luft
verschaffen würden, weil das weniger sozial geächtet ist. Diese „Kritik“ ist
bloße Unterstellung und wird in  der  Regel  komplett  entkoppelt  von den
tatsächlichen Verhältnissen im Nahen Osten, von der Siedlungspolitik Israels
und der Unterdrückung der Palästinenser_Innen. Solcherlei Vorwürfe weisen
wir entschieden zurück.

Israelbezogener  Antisemitismus  existiert  jedoch  sehr  wohl.  Zum Beispiel
dann,  wenn  die  Brutalität  Israels  als  etwas  „jüdisches“  oder  Israel  als
Zentrum einer Weltverschwörung dargestellt wird, aber auch dann, wenn
„die  Jüd_Innen“  mit  Israel  identifiziert  werden,  zum Beispiel  indem sich
Jüd_Innen  für  israelische  Politik  rechtfertigen  sollen  oder,  in  den
schlimmsten  Fällen,  angegriffen  oder  ermordet  werden.

Aber auch wenn der imperialistische deutsche Staat denkt, er könne sich von
der  historischen  Schuld  gegenüber  den  Jüd_Innen  befreien,  indem  er
kritikloser Verfechter Israels ist,  trägt das etwas Antisemitisches in sich,
denn das setzt den Zionismus mit den Jüd_Innen gleich und macht all jene
von  ihnen  unsichtbar,  die  sich  nicht  mit  der  zionistischen  Ideologie
identifizieren  können.  Werden  dann  auch  noch  linke  Jüd_Innen  für  ihre
Positionen als antisemitisch kriminalisiert, kann es wirklich absurd werden.



Wie wollen wir dagegen kämpfen?
Das offensichtlichste zuerst: Wir dürfen nicht auf den rassistischen Versuch
reinfallen, den Antisemitismus als „importiert“ darzustellen. Antisemitische
Position  werden  zwar  in  manchen  islamistisch  geprägten  Ländern  offen
verbreitet, aber auch in Deutschland hat es eine tiefgreifende und kollektive
Auseinandersetzung mit dem Antisemitismus nie gegeben, denn das würde
eine Kritik des Kapitalismus, des Mitläufertums, der Schuldabwehr und so
weiter voraussetzen.

Viele  Beispiele  und  Statistiken  zeigen:  Der  Antisemitismus  blieb  immer
integraler  Bestandteil  der  deutschen  Gesellschaft  und  kommt  meist  von
rechts.  Antisemitismus  ist  aber  nicht  ausschließlich  ein  Problem  des
„falschen  Weltbildes“,  sondern  ein  Produkt  von  sozialen  Strukturen  und
damit  heute  der  kapitalistischen  Produktionsweise.  Radikal  gegen
Antisemitismus zu sein, bedeutet auch radikal antikapitalistisch zu sein, denn
radikal heißt,  das Problem an der Wurzel anzupacken. Antisemitismus zu
bekämpfen, bedeutet auch, dem Nationalismus seine Grundlage zu entziehen
und das deutsche Kapital als unseren größten Feind zu betrachten. Dafür
brauchen wir ein antikapitalistisches Programm, das uns Jugendlichen einen
Weg aufzeigt,  wie  wir  unseren Kampf gegen Rassismus,  Rechtsruck und
Nationalismus  zu  einem  Kampf  für  eine  befreite  Gesellschaft  ausweiten
können. Um die kapitalistische Produktionsweise durch eine neue ersetzen
zu  können,  gilt  es  dabei,  die  Arbeiter_Innenklasse  für  unsere  Ziele  zu
gewinnen.  Antisemitischen  Vorurteilen  müssen  wir  dabei  auf  schärfste
kritisieren  und  bekämpfen.

Wenn wir  uns nicht  gegen Antisemitismus organisieren,  werden wir  den
Kapitalismus nicht abschaffen können und andersherum wird Antisemitismus
immer weiter  existieren,  solange ihn die  kapitalistische Produktionsweise
anfeuert.  Im Rahmen dessen müssen wir im Hier und Jetzt  Forderungen
aufstellen,  die  Antisemitismus entgegenwirken und die  Widersprüche mit
dem Kapitalismus zuspitzen. Dazu gehört die Verteidigung des Rechts auf die
freie Ausübung von Religion und Kultur. Ebenso müssen wir das Recht auf
Schutz  gegenüber  Angriffen  auf  jüdische  Einrichtungen  und  Menschen
einfordern und antirassistische Selbstverteidigungsstrukturen organisieren.



Auch  kann  kein  kapitalistischer  Nationalstaat  vollständigen  Schutz
gegenüber Antisemitismus gewähren. In Israel müssen wir deshalb für die
Beendigung der  Besatzung und eine sozialistische Lösung des israelisch-
palästinensischen Konfliktes eintreten, damit die dort ansässige Bevölkerung
Ruhe und Frieden finden kann. Lasst uns den rechten Pseudokämpfen gegen
Antisemitismus  eine  revolutionäre  antikapitalistische  Perspektive  auf  der
Grundlage einer marxistischen Analyse entgegensetzen, damit sich die Shoah
niemals wiederholt!

106  Jahre:  Die
Oktoberrevolution  und  wie  sie
verraten wurde
Alexander Breitkopf, November 2023

Heute vor 106 Jahren fand im damaligen Russland die Oktoberrevolution
statt und brachte die Gründung der Sowjetunion mit sich. Es war der große
Sieg  des  Sozialismus,  auf  den  rund  70  Jahre  später  mit  dem  Fall  der
Sowjetunion  seine  große  Niederlage  folgte.  Wie  kam es  dazu,  dass  das
bislang  größte  sozialistische  Projekt  der  Weltgeschichte  so  krachend
scheiterte?  Lag  es  an  der  gierigen  Natur  des  Menschen?  Am  inhärent
autoritären Charakter des Staates? War es einfach Pech?

Aller Anfang ist schwer
Die  Sowjetunion  wurde  gegründet  als  Arbeiter_Innenstaat  und  diesen
Charakter hat sie bis ’91 nie ganz verloren. Die bedeutende Mehrheit der
Produktionsmittel verblieb in der Hand des Staates, der Außenhandel blieb
ebenfalls unter seiner Kontrolle, und statt dem Chaos des freien Marktes
herrschte  Planwirtschaft.  Nichtsdestotrotz  bedeutet  das  nicht,  dass  die
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Entscheidungen der Regierung auch im Interesse unserer Klasse waren. Im
Gegensatz zum Kapitalismus, der sich auf die sich bereits im Feudalismus
entwickelnden  kapitalistischen  Wirtschaftsstrukturen  stützen  konnte,
mussten diese für den Sozialismus erst entstehen. Da die Durchsetzung der
neuen Ordnung gegenüber der alten an die Entwicklung der Produktivkräfte
geknüpft  ist,  ist  ihr  Sieg  auch  immer  zu  bedeutenden  Teilen  eine
ökonomische Frage – die neue Wirtschaftsweise, die Produktivkräfte mehr als
die  anderen  fördert,  gewinnt  auf  dem  Weltmarkt.  Eine  ökonomische
Vormachtstellung  zementiert  den  Sieg  des  wirtschaftlichen  Systems.  Die
Wirtschaft der Sowjetunion war jedoch nach einigen guten Jahrzehnten von
Stagnation  geprägt,  und da  die  imperialistischen Staaten  nicht  kampflos
kleinbeigeben,  bedeutet  Stillstand  Rückschritt.  Viel  stärker  als  im
Kapitalismus ist die Wirtschaft im Arbeiter_Innenstaat durch Entscheidungen
des Staates bestimmt und bedarf  einer korrekten Verwaltung.  In diesem
Sinne ist ein ökonomisches Versagen auch ein politisches (auch wenn die
ökonomischen Grundlagen selbstverständlich eine bedeutende Rolle spielen).

Dass die Sowjetunion sich nicht auf dem besten Weg zum Kommunismus
befand,  lässt  sich  jedoch  auch  direkt  an  ihrer  politischen  Struktur
beobachten.  Der  Staat  nimmt  im  Sozialismus  den  Charakter  eines
Halbstaates unter der Kontrolle der Räte an, der die Bedingungen seiner
eigenen Auflösung bereits in sich trägt. Anfangs noch benötigt als Struktur,
die die Konterrevolution zurückhält und die Massen zur politischen Teilhabe
befähigt, verliert er seine Notwendigkeit, je näher der Kommunismus kommt,
und wird kleiner, bis er verschwindet. Das Gegenteil war in der Sowjetunion
der Fall: Diese wurde geprägt von einem immer größeren und repressiveren
bürokratischen  Apparat,  dessen  Mitglieder  ihre  Stellung  gegenüber  den
durchschnittlichen  Arbeiter_Innen  immer  weiter  zu  verbessern  wussten.
Demokratische  Strukturen  waren  Mangelware,  die  Identifikation  der
Arbeiter_Innen  mit  „ihrem“  Staat  schwand  zusehends  –  politische
Emanzipation  der  Klasse  sieht  anders  aus.

Der Aufstieg der Bürokratie
Wie kam es zu dieser Verkehrung der sozialistischen Ideen in ihr Gegenteil?



Zentraler Faktor des Niedergangs der Sowjetunion waren die ökonomischen
Voraussetzungen, die ihr geboten waren. Das zaristische Russland war bis
auf wenige Ausnahmen wie St. Petersburg oder Moskau weit davon entfernt,
kapitalistisches Zentrum zu sein, es hatte die Reste des Feudalismus nicht
einmal vollständig abgeschüttelt. Diese Tatsache wurde durch den auf die
Revolution folgenden Bürger_Innenkrieg noch verschärft, sodass Armut und
Mangel herrschten. Dieser Tatsache sollte mittels der „Neuen ökonomischen
Politik“, die in begrenztem Maße marktwirtschaftliche Elemente einführte,
entgegen getreten werden. Dies geschah nicht ohne Erfolg – die Sowjetunion
machte  rasche  Fortschritte  in  Richtung  des  Zieles,  ökonomisch  die
imperialistischen Industriestaaten einzuholen.  Zugleich ermöglichte dieser
Aufschwung aber auch die Herausbildung einer privilegierten Schicht, und es
wuchs ein bürokratischer Apparat heran, um zwischen diesen Gegensätzen
zu schlichten. In Trotzkis Worten: „Wenn die Waren knapp sind, müssen die
Käufer Schlange stehen. Wenn die Schlange sehr lang wird, muss ein Polizist
für Ordnung sorgen.“ Diese Tatsachen waren ein Stück weit unvermeidbar.
Der Kapitalismus löst sich nicht mit dem Hissen der ersten Sowjetflagge in
Luft auf, seine Strukturen verschwinden nicht von heute auf morgen, und auf
diese in begrenzten Maße zurückzugreifen ist in der Übergangszeit zwischen
den Systemen auch für die perfekteste revolutionäre Partei unvermeidbar.

Stalins neuer „Sozialismus“
Im speziellen Fall der Sowjetunion entwickelten diese bürokratischen Organe
jedoch mit ihrem Anwachsen auch ihre eigenen Interessen, namentlich den
eigenen  Machtausbau,  und  sie  fanden  sich  in  der  Lage,  diese  auch
durchzusetzen. Dies wurde dadurch begünstigt, dass, ebenfalls im Zuge des
Bürger_Innenkrieges,  führende  Köpfe  der  Abrieter_Innenbewegung
gestorben und andere  ein  Misstrauen gegenüber  den Massen entwickelt
hatten  –  die  langen,  konfliktreichen  Jahre  ließen  viele  müde  und
niedergeschlagen  zurück.  Gespiegelt  wurde  dies  in  einer  gewissen
Gleichgültigkeit  der Massen an der Politik der Führung – der „Wille zur
Massenorganisierung“ war an beiden Enden beschädigt. Besonders hilfreich
bei der Festigung der Durchsetzung der bürokratischen Macht waren dabei
zudem zwei politische Maßnahmen, die im Zuge des Bürger_Innenkrieges



getroffen  worden  waren:  Das  Verbot  von  Oppositionsparteien  sowie  das
Verbot von Fraktionen innerhalb der revolutionären Partei.  Eigentlich als
temporäre Maßnahme für die besonders zugespitzten Verhältnisse gedacht,
waren diese nun willkommenes Mittel für die Kleinhaltung von Opposition
von innen und außen auch in Friedenszeiten. Es kam zu einer Entmachtung
der  Partei  und  zu  einer  Zentralisierung  der  Kontrolle  im  Staat  im
bürokratischen  Apparat  unter  der  Führung  von  Stalin.

Dessen Theorie des „Sozialismus in einem Land“ wurde zur Staatsdoktrin,
und das war den Massen durchaus nicht schwer zu verkaufen: Eine Reihe
von  Niederlagen,  beispielsweise  das  Ausbleiben  der  Revolution  in
Deutschland,  hatten  den  Glauben  in  eine  Weltrevolution  erodiert.  Das
bedeutete  aber  auch  eine  Abkehr  vom  Internationalismus:  Friedliche
Koexistenz  mit  den  imperialistischen  Staaten  wurde  gepredigt  &
beispielsweise  mit  dem  Beitritt  in  den  „Völkerbund“  auch  praktisch
umgesetzt.  Arbeiter_Innenkämpfe  wurden  nur  da  unterstützt,  wo  es  den
eigenen Interessen diente, in Spanien setzten sich stalinistische Kräfte sogar
direkt  gegen sozialistische Forderungen ein.  Unter  sowjetischer  Führung
setzte sich diese Politik auch in der Kommunistischen Internationale durch.

Sozialismus im Schneckentempo
Im  Grunde  ist  es  zu  viel  des  Lobs,  den  „Sozialismus  in  einem  Land“
überhaupt als Theorie zu bezeichnen. Sie wurde nirgends in vollständiger
Form formuliert, im Grunde erfüllte sie nur den Zweck, die tagesaktuelle
Politik Stalins im Nachhinein zu rechtfertigen. Bucharin selbst (!!)  fasste
seinerzeit den „Sozialismus in einem Land“ mit den Worten zusammen. „Wir
können den Sozialismus selbst auf dieser armseligen technischen Grundlage
aufbauen, das Wachsen des Sozialismus wird viel, viel langsamer gehen, wir
werden im Schneckentempo dahinkriechen, und doch werden wir an diesem
Sozialismus  bauen,  ja  ihn  gänzlich  errichten.“  Kurze  Zeit  später  wurde
proklamiert, man müsse „in verhältnismäßig minimaler historischer Frist“ die
kapitalistischen Staaten ein- und überholen. Mal war die Sowjetunion schon
sozialistisch,  mal  nicht,  mal  gab  es  noch  Klassen,  mal  nicht.  Besonders
deutlich werden diese Widersprüchlichkeiten am Schicksal des Kulakentums,



des  kleinbürgerlichen  Bäuer_Innentums,  das  erst  lange  Jahre  unter  der
Parole „Bereichert  euch!“ heranwachsen durfte,  bis  die Führung merkte,
dass  sie  den  Karren  „im  Schneckentempo“  gegen  die  Wand  fuhr.  Als
Gegenmaßnahme  wurde  aufs  Gaspedal  gedrückt,  und  die  überhastete
Enteignung der Kulaken hatte fatale Folgen für Produktion wie Menschen
gleichermaßen.  Dass  jede  Theorie  an  der  Praxis  geprüft  und,  wo  nötig,
revidiert werden muss, ist klar, aber eine „Theorie“, die ohne ersichtlichen
Grund erst  A  und dann B hervorbringt,  ist  offensichtlich  von klaffenden
Lücken durchzogen.

Der Niedergang und Fall der Sowjetunion haben historisch belegt, dass die
Idee des Sozialismus in einem Lande nicht funktionstüchtig ist. Es hätte einer
erneuten,  politischen  Revolution  bedurft,  um  den  Weg  in  Richtung
Kommunismus erneut einzuschlagen, einer Redemokratisierung in Form der
Wiedereinführung von Rätemacht und demokratischen Zentralismus, einer
Wiederbesinnung  auf  den  internationalistischen  Charakter  der
Arbeiter_Innenbewegung,  auch  auf  die  Gefahr  hin,  in  Konflikt  mit  den
imperialistischen  Staaten  zu  treten.  Statt  aus  der  Not  eine  Tugend  zu
machen, gilt es heute, mit den Lehren aus der Oktoberrevolution dafür zu
kämpfen, dass der nächsten sozialistischen Revolution ein besseres Schicksal
vergönnt ist.

„From the river to the sea“ – Ist
das schon Antisemitismus?
Von Lia Malinovski und Felix Ruga, Oktober 2023

Während in Gaza die Luft brennt, verschiebt sich in Deutschland die Debatte
nach rechts und wird zunehmend repressiver. Wie selbstverständlich ist der
deutsche  Staat  dabei  mitgegangen  und  meint  nun  zu  erkennen:
Antizionismus  ist  tatsächlich  Antisemitismus!  Dementsprechend  haben
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wochenlange  Verbote  jeglicher  palästinasolidarischen  Demonstrationen
kaum mehr  eine  Erklärung  bedurft,  außer  dass  sie  „antiisraelisch“  und
dementsprechend praktisch schon volksverhetzend sind.  Aber auch schon
einzelne  Aussagen  und  Demosprüche  sind  betroffen:  Mit  der  absurden
Vorstellung, dass der Ausruf „From the river to the sea, palestine will be
free!“ (Vom Fluss bis zum Meer wird Palästina frei sein) die Vernichtung
aller Jüd_Innen im Nahen Osten fordere, gab es schon zig Festnahmen. Wir
wollen im Folgenden kurz beleuchten, warum es nichts mit Antisemitismus
zu tun hat,  sich eine fortschrittliche Lösung des Nahostkonflikts und ein
sicheres Leben für Jüd_Innen fernab von militärischer Gewalt vorstellen zu
können.

Niemand ist frei…
Der Slogan fordert ein befreites Palästina auf dem gesamten historischen
Gebiet.  Was nun “frei”  und “Palästina” bedeutet,  ist  offen.  Viele  meinen
einfach Gerechtigkeit für alle, ob sie nun in Israel oder Palästina leben. Die
“offizielle Lesart” ist nun jedoch, dass man mit dem Slogan die Zerschlagung
Israels  fordere.  Aber  dass  das  als  eliminatorischen  Antisemitismus
gebrandmarkt wird, liegt am Aberglauben an die Unausweichlichkeit eines
ethno-nationalistischen  Apartheidstaat  als  jüdischen  Schutzraum.  Dieses
Schutzbedürfnis ist mehr als berechtigt, denn spätestens seit der Shoah ist
klar, welche Ausmaße der Antisemitismus annehmen kann, der weltweit seit
Jahrhunderten sein Unwesen treibt und nie abgenommen hat. Dieser Schutz
wird in Israel gesehen.

Letztendlich  ist  Israel  aber  nicht  dazu  in  der  Lage,  Antisemitismus
tatsächlich zu bekämpfen. Es ist höchstens dazu in der Lage, unter extrem
prekären Verhältnissen zumindest einen Nationalstaat zu schaffen, in denen
Jüd_Innen  die  Mehrheit  darstellen  und  dementsprechend  keine
antisemitische  Bedrohung durch ihren eigenen Staat  befürchten müssen.
Aber dieser Schutz ist unter anderem so prekär, weil das zum Leidwesen
einer anderen Volksgruppe, nämlich der palästinensischen geschieht.  Der
israelischen Politik fiel als Lösung dieses Konflikts nur ein, mit noch mehr
Militär  und  noch  mehr  Unterdrückung  jeglichen  palästinensischen



Widerstand  kleinzuhalten.  Das  ist  weder  menschlich  erträglich  noch
fortschrittlich!  Ganz  im  Gegenteil!

Insgesamt  wird  dabei  verkannt  oder  ausgeblendet,  dass  Israel  ein
Klassenstaat ist. Es ist ein kapitalistischer Staat, es gibt Klassenspaltung und
entsprechend  auch  Klassenkampf.  Es  gibt  innere  Widersprüche  und
Konfl ikte,  mit  denen  der  Staat  zu  kämpfen  hat.  Es  gibt  eine
Ausbeuter_Innenklasse  (Bourgeoisie)  und  mehrere  Klassen  der
Ausgebeuteten  (Proletariat  und  in  Teilen  die  Kleinbauernschaft).  Anhand
dessen müsste allen linken und klassenbewussten Kräften klar sein, dass es
nicht „ein Interesse“ der Jüd_Innen im Allgemeinen gibt, was ein Denken in
nationalistischen Kategorien entspricht. Vielmehr gibt es je nach Stellung im
Produktionsprozess, wie auch je nach gesellschaftlicher Stellung und daraus
resultierender  Unterdrückung  (beispielsweise  Rassismus),  verschiedene
entgegengesetzte  Interessen,  die  ein  Staat  niemals  zugleich  befriedigen
kann. Wie alle anderen bürgerlich-kapitalistischen Staaten muss auch Israel
in erster Linie die Interessen der Bourgeoisie vertreten, zuungunsten der
israelischen Arbeiter_Innen.

Neben den tödlichsten Formen des Antisemitismus existiert noch weitaus
mehr Formen des Antisemitismus, auf die Israel keine Antwort ist. Gerade
die jüdische Arbeiter_Innenklasse ist neben der alltäglichen Diskriminierung
zusätzlich von Unterdrückung auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt, sowie
in  sämtlichen  weiteren  gesellschaftlichen  Bereichen  betroffen.  Diese
„zusätzliche“ Unterdrückung, die den größten Teil aller Jüd_Innen weltweit
betrifft,  wird  von  Israel  nur  so  lange  bekämpft,  wie  es  nicht  den
(ökonomischen)  Interessen  der  israelischen  Bourgeoisie  widerspricht.  Es
treffen  also  verschiedene,  sich  entgegengesetzte  Interessen  aufeinander,
sodass  ein  tatsächlicher  Schutz  und  die  tatsächliche  Bekämpfung  von
Antisemitismus gar nicht möglich sind. Es kann im Kapitalismus auch kein
tatsächlicher Schutzraum bestehen. Kritik und Ablehnung dieses gesamten
Systems im Nahen Osten ist mehr als gerechtfertigt. Weltweit stellen sich
viele Jüd_Innen gegen die Politik und das Apartheidsystem Israels.

Anhand der Ausführung wird klar, dass die Forderung nach Zerschlagung
Israels nicht antisemitisch sein muss, gerade wenn sie von Links kommt. Und



das  ist  kein  linksradikales  Hirngespinst:  So  könnte  man  die  „Jerusalem
Declaration  on  Antisemitism“  nennen,  welche  einigen  Support  aus  der
Wissenschaft  bekommen  hat.  Darin  heißt  es:  „Es  ist  nicht  per  se
antisemitisch,  Regelungen  zu  unterstützen,  die  allen  Bewohner_Innen
zwischen dem [Jordan] und dem Meer volle Gleichberechtigung zugestehen,
ob  in  zwei  Staaten,  einem  binationalen  Staat,  einem  einheitlichen
demokratischen Staat,  einem föderalen Staat oder in welcher Form auch
immer.“

… zwischen Fluss und Meer?
Wir sollten uns aber auch im Klaren darüber sein, dass es verschiedenste
Ziele und Strategien gibt, ein befreites Palästina zu erreichen und wie dieses
aussehen soll. So wollen beispielsweise reaktionäre Kräfte wie die Hamas
kein  säkulares  Palästina,  sondern  einen  neuen  religiösen  und
fundamentalistischen Staat. Auch soll  kein multiethnischer Staat errichtet
werden,  sondern  es  soll  weiterhin  ein  Staat,  beruhend  auf  (religiös
begründetem)  Rassismus  bestehen  bleiben,  dann  gerichtet  gegen  die
Jüd_Innen  in  der  Region.  Das  ist  selbstverständlich  abzulehnen.  Andere
Kräfte,  insbesondere  Fatah  und  damit  auch  die  Palästinensische
Autonomiebehörde sowie bedeutende Teile der israelischen Zivilgesellschaft,
sehnen sich nach der gescheiterten Zwei-Staaten-Lösung und fahren eine
Politik der Versöhnung. Es soll einen Staat Palästina geben, neben einem
Staat Israel. An sich klingt das erstmal nach einer guten Idee, in der Praxis
ist das jedoch nicht umsetzbar, da Israel auf Siedlerkolonialismus und damit
einhergehend  der  Vertreibung  der  Palästinenser_Innen  aufbaut.  Beide
Bestrebungen sind Sackgassen für den palästinensischen Widerstand und
kein  Weg  zur  Befriedung  des  Nahen  Ostens.  Sowohl  Frieden  mit  dem
Unterdrücker  als  auch  neue  Unterdrückung  müssen  wir  als
Kommunist_Innen  entschieden  ablehnen  und  bekämpfen.

Ein tatsächlich befreites Palästina kann nur säkular, multiethnisch und vor
allem  sozialistisch  sein.  Es  muss  eingegliedert  sein  in  eine  Föderation
sozialistischer Staaten im gesamten Nahen- und Mittleren Osten, nach einem
P r o g r a m m  d e r  p e r m a n e n t e n  R e v o l u t i o n .  E s  m ü s s e n



Staatsbürger_Innenrechte für alle gelten, die dort leben, es muss das Recht
auf  Rückkehr  für  alle  Vertriebenen  geben,  sowie  eine  gemeinsame
demokratische  Verwaltung  des  Gebietes,  auf  der  Grundlage  einer
gesamtgesellschaftlichen  Planung  der  Wirtschaft.  Um  das  zu  erreichen,
müssen wir die Spaltung zwischen der israelischen und der palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse  überwinden,  denn  diese  beiden  sind  es,  die  das
Potenzial haben, ein sozialistisches Palästina zu erkämpfen. Dazu muss die
israelische Arbeiter_Innenklasse mit dem Zionismus brechen. Innerhalb der
israelischen  und  palästinensischen  Linken  ist  diese  sogenannte
Einstaatenlösung  recht  weit  verbreitet.

Das klingt jedoch alles ziemlich utopisch und das ist es wahrscheinlich auch.
Die israelische Arbeiter_Innenklasse ist mit der Gewerkschaft Histadrut eng
an den Zionismus gebunden. Die reaktionäre Hamas bestimmt offenkundig
den militanten Widerstand.  Und die Fatah glaubt weiterhin an die Zwei-
Staaten-Lösung und ist nicht bereit, damit zu brechen. Kommunist_Innen in
Israel und Palästina werden verfolgt, wurden gefoltert und ermordet. Wir
müssen  also  Taktiken  entwickeln,  die  den  Einfluss  dieser  ganzen
Akteur_Innen  schwinden  lässt  und  die  Bevölkerung  von  ihnen  wegbricht.

Hierfür  ist  ein  konsequenter  Kampf  gegen  die  israelische  Besatzung
notwendig, die nicht vor den Unterdrücker_Innen einknickt. Das Ziel muss es
sein,  eine  neue  Intifada  zu  erreichen,  also  einen  allgemeinen  und
demokratischen  Aufstand  gegen  den  Apartheidstaat.  Bei  den  Streiks,
Demonstrationen und Aktionen soll konkret auch auf die israelische Linke
zugegangen  werden  und  eine  Vereinigung  der  palästinensischen  und
israelischen Arbeiter_Innenklasse  erreicht  werden.  Die  großen Demos im
letzten Jahr gegen die Justizreform haben schon die Potentiale gezeigt. Der
revolutionäre Kampf kann die Grundlage für die Verständigung darstellen,
um  diese  Vereinigung  zu  erreichen,  alte  Wunden  zu  heilen  und  jene
zionistischen und islamistischen Kräfte zu besiegen, die genau das fürchten!



Kampf dem Solidaritätsverbot in
Hamburg!
Von Bjarne Hecker, November 2023

Die Versammlungsbehörde der Stadt Hamburg verlängerte ihre am 15.10
erstmals  verhängte  Allgemeinverfügung  zum Verbot  von  Versammlungen
„die inhaltlich Bezug zur Unterstützung der Hamas, oder deren Angriffe auf
das Staatsgebiet Israels aufweisen“ bis zum 05.11. In der Praxis stellt dies
ein Verbot aller „sog. pro-palästinensischen“ Versammlungen dar, wie die
Versammlungsbehörde in  ihrer  Begründung des  Verbots  selbst  einräumt.
Während  der  Kolonialstaat  Israel  also  eine  genozidale  Politik  ggü.  der
Bevölkerung Gazas verfolgt das menschliche Leid ins unermessliche steigt
und  auch  im  Westjordanland  die  Gewalt  der  Siedler_innen  ggü  der
palästinensischen Bevölkerung stark zugenommen hat, verbietet Hamburg
pauschal jegliche Versammlungen zur Solidarität mit Palästina. Aber ist diese
neue Qualität der Repression überhaupt rechtens innerhalb der bürgerlichen
Demokratie? Und wie schaffen wir es unsere demokratischen Rechte und die
unserer palästinensischen Genoss_innen zu verteidigen?

Rechtmäßigkeit  des  Versammlungsverbots
innerhalb der bürgerlichen Demokratie
Wie uns oft und breit erzählt wird gewährt der bürgerlich demokratische
Staat  den  seiner  Gewalt  Unterworfenen  gewisse  demokratische  Rechte,
wobei er diese in Bürger_innen und nicht Bürger_innen spaltet und gewisse
Rechte  nicht  Bürger_innen  vorenthält.  Hier  ist  es  natürlich  wichtig
klarzustellen, dass diese Rechte nicht etwa Genschenke der Bourgeoisie an
ihre  Untertanen  darstellen,  sondern  vielmehr  erkämpft  wurden  und
verteidigt  werden  müssen.

In der bürgerlichen Rechtsdogmatik kommt es für die Rechtfertigung eines
Eingriffes in ein Grundrecht vor allem auf die Verhältnismäßigkeit dessen an,
d.h  konkret  das  er  ein  öffentliches  Interesse  durchsetzen  soll,  für  diese
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Durchsetzung  überhaupt  geeignet  ist,  keine  milderen  Mittel  genauso
geeignet  wären  und das  zu  Schützende  Interesse  im Verhältnis  mit  der
schwere des Eingriffs steht.

Ob  ein  solches  Pauschal-Verbot  überhaupt  geeignet  ist  die  „Öffentliche
Sicherheit“ (welche die Versammlungsbehörde als zu schützendes Interesse
aufführt) zu fördern, ist sehr stark anzuzweifeln, wie es sich bereits in Berlin
gezeigt hat führt ein solches Verbot jeglicher Solidaritätsbekundungen im
öffentlichen  Raum  zum  verstärkten  Widerstand  innerhalb  migrantischer
Communities gegen den bürgerlichen Staat. Jede Nacht krachte es auf der
von  der  Polizei  besetzten  Sonnenallee,  aber  die  genehmigten
Großdemonstrationen verliefen so  gut  wie  ohne Zwischenfälle.  Pauschale
Repression, gerade ggü. einer so offensichtlich gerechten Sache wie der der
Solidarität  mit  der  unterdrückten  und  leidenden  palästinensischen
Bevölkerung und ihrem Befreiungskampf, führt zu Wut und Widerstand und
trägt nicht zu irgendeiner „öffentlichen Sicherheit“ bei.

Des  Weiteren  entzieht  sich  das  pauschale  Verbot  auch  al ler
Verhältnismäßigkeit in Abwägung des Schutzes der öffentlichen Sicherheit,
mit  der schwere des Eingriffs  in die Versammlungsfreiheit.  Während der
Eingriff  der  Eingriff  die  „öffentliche  Sicherheit“  nicht  nur  nicht  fördert,
sondern  sie  umgekehrt  untergräbt,  verbietet  er  auf  der  anderen  Seite
pauschal alle Solidaritätsversammlungen mit einem Volk dass vor laufenden
Kameras genozidaler Angriffe ausgesetzt ist. Palästinenser_innen wird so in
Hamburg jegliche Möglichkeit  genommen zu ihrer  Identität  öffentlich zu
stehen  und  das  Leid  und  die  Unterdrückung ihrer  eigenen  Angehörigen
anzuklagen.

Das Versammlungsverbot ist also nicht rechtmäßig, was auch schon durch in
entsprechende Urteile in anderen Städten bestätigt wurde.

Warum  erfährt  die  palästinensische
Befreiungsbewegung  so  starke  Repression
Es  stellt  sich  jetzt  vielleicht  die  Frage  warum  ausgerechnet  die
palästinensische  Befreiungsbewegung  in  Deutschland  eine  Repression



erfährt, die sogar über die Schranken, in denen die bürgerliche Demokratie
normalerweise  agiert  hinausgeht.  Hierfür  lassen  sich  drei  Gründe
ausmachen.

Zum ersten ist Israel enger Verbündeter des deutschen Imperialismus und
Vorposten des gesamten westlichen imperialistischen Blocks im nahen Osten
und sein Kapital eng verwoben mit diesem Block, allen voran mit den USA.
Folglich Unterstützt  die  BRD ihren engen und langjährigen Verbündeten
auch  bei  seinen  aktuellen  genozidalen  Angriff  auf  den  Gazastreifen.  Da
Genozid aber selbst in Deutschland ein unpopuläres politisches Programm
darstellt,  mobilisiert  die  BRD das gesamte bürgerliche Medienkartell  um
Zustimmung zu schaffen. Zu dieser Anstrengung gehört es auch, öffentliche
Meinungsäußerungen,  die  dem  bürgerlichen  Narrativ  widersprechen
bestmöglich zu verhindern, die Versammlungsverbote dienen also hier um
Zustimmung für die deutsche Unterstützung Israels zu schaffen und um das
bürgerliche Narrativ zu retten.

Des Weiteren besteht ein wichtiger Teil der Legitimität der BRD in ihrer
vermeintlichen  Abgrenzung  zum  ihr  vorrausgegangenen  deutschen
Faschismus  und  dessen  genozidalen  Antisemitismus.  Die  Unterstützung
Israels  und  die  Unterdrückung  von  öffentlichem Dissens  ermöglicht  ihr,
jegliche „Verantwortung“ für jüdische Emanzipation einfach für erfüllt  zu
erklären, ohne gegen Faschismus und Antisemitismus vorgehen zu müssen
und  sich  dennoch  ideologisch  vom  3.Reich  abgrenzen  zu  können.  Die
bürgerliche  Gesellschaft  Deutschlands  spricht  sich  also  durch  ihre
Unterstützung  Israels  selbst  frei.

Das  Versammlungsverbot  und die  daraus  resultierenden Ausschreitungen
erfüllen aber  auch einen tagespolitischen Zweck in  einer  Zeit  in  heftige
Rollbacks  im  Asylrecht  und  für  migrantische  Menschen  allgemein  in
Deutschland vorgenommen werden, sind die vermeintlich „antisemitischen“
Ausschreitungen  allen  voran  in  Berlin  Neukölln  eine  willkommene
Möglichkeit rassistischer Hetze, wie wir es auch aktuell in den bürgerlichen
Medien und alle Parteien überspannend erleben.



Verteidigung unserer demokratischen Rechte
Wie schon oben kurz erwähnt werden uns unsere demokratischen Rechte
nicht einfach geschenkt, wir müssen diese erkämpfen bzw. verteidigen. Wenn
unsere  Versammlungsfreiheit  also  so  grundlegend  eingeschränkt  wird,
müssen  wir  also  trotzdem  und  gerade  deswegen  auf  die  Straße  und
Widerstand gegen die Repression zeigen.

Berlin-Neukölln macht es vor:
Nachdem  in  den  letzten  Wochen  vor  allem  um  die  Sonnenallee  eine
ungeheure  Repressionswelle  auf  die  Menschen  im  Stadtteil  losgelassen
wurden  und  vor  a l lem  migrant ische  Menschen  für  jegl iche
Solidaritätsbekunden mit Palästina verfolgt wurden, selbst Einzelpersonen,
die keine Versammlung darstellten, entlud sich die Wut auf der Straße.
In  mehreren  aufeinanderfolgenden  Nächten  fanden  auf  der  Sonnenallee
Spontis  statt,  welche  sich  zu  regelrechten  Schlachten  mit  der  Polizei
entwickelten. Die Jugend im Stadtteil holte sich die Straße zurück.
Daraufhin wurde die Repression in Berlin wieder etwas gelockert, auch wenn
sie  natürlich  immer  noch  stark  besteht,  einige  Großdemonstrationen  für
Palästina wurden genehmigt und am Samstag fand die nächste statt.
Die  Bewegung  hat  es  also  in  Berlin  durch  ihren  militanten  Widerstand
geschafft sich die Versammlungsfreiheit teilweise zurückzuholen.

Solidarität  mit  dem  palästinensischen
Widerstand  von  Hamburg  bis  nach  Gaza
Um solidarisch an der Seite von Palästinenser_innen und ihrem Widerstand
zu  stehen  müssen  wir  also  einen  doppelten  Kampf  führen,  gegen  die
Repression die in Deutschland vor alle palästinensische und migrantische
Gruppen trifft, wie z.B Samidoun, und gegen die genozidale Politik Israels,
welche  von  der  BRD  unterstützt  wird!  Ohne  die  militärische  und
wirtschaftliche Unterstützung des westlichen Imperialismus wäre Israel in
seiner heutigen Form schon lange Geschichte und nicht in der Lage seine
genozidale Politik gegegüber Palästinenser_innen weiterzuführen. Ein Kampf
gegen  den  Genozid  bedeutet  also  ein  Kampf  gegen  den  deutschen



Imperialismus! Ein Kampf gegen seine Repression nach innen und gegen
seine Kriegsunterstützung nach außen. Wir müssen daher eintreten für einen
sofortigen Stopp aller Lieferungen von Waffen und anderen Mitteln, die den
Genozid  unterstützen.  Wir  müssen  die  Perspektive  eines  binationalen,
säkularen und freien Palästina, eingebettet in eine Föderation sozialistischer
Staaten im Nahen Osten aufwerfen und dafür kämpfen. Dafür müssen wir
also auch für eine internationale Organisierung der Arbeiter_Innen und der
Jugend  kämpfen,  denn  ohne  eine  solche  muss  der  Kampf  gegen  den
Imperialismus langfristig scheitern.

Also raus auf die Straße gegen den deutschen Imperialismus und Israels
Genozid an den Menschen in Gaza, für die Freiheit von Palästina! Wir lassen
uns nicht einschüchtern und holen uns unsere Rechte zurück! Von Hamburg
bis nach Gaza yallah Intifada!

Wir  haben  ein  Recht  auf
Mobilität!
Warum die  Verkehrswende auch uns  betrifft,  wie  das  Autokapital
seine Macht generiert, was es für eine solidarische Verkehrswende
braucht  und welche  Rolle  die  Kampagne „Wir  fahren zusammen“
dabei spielt

Verkehrspolitik ist meistens eine Sache, die alte autofahrende Männer unter
sich ausmachen. Was wir Jugendliche für Bedürfnisse an Mobilität haben und
dass  Verkehr  uns  –  und eigentlich  vor  allem uns  –  betrifft,  wird  in  der
aktuellen Debatte um eine Verkehrswende (was auch immer das sein soll)
mehr oder weniger bewusst übersehen

Jugend und Mobilität
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Als Jugendliche haben wir jedoch noch länger auf dieser Erde zu leben als so
manche_r SUV-Fahrer_in, sodass uns die Folgen für die Umwelt auch stärker
betreffen. Und die sind nicht ohne: 21 Prozent der Treibhausgasemissionen
gehen  in  Deutschland  auf  den  Verkehr  zurück.  Daneben  kommt  es  zu
weiteren  Umweltproblemen  wie  die  Luftverschmutzung  durch  Feinstaub,
Oberflächenversieglung  in  gigantischem  Ausmaß  durch  Straßen  und
Parkplätze sowie der Reifenabrief als der nachgewiesen größten Quelle von
Mikroplastik  im  Meer.  Doch  das  Autokapital  und  seine  rücksichtslosen
Interessen  bedrohen  nicht  nur  in  der  entfernten  Zukunft  unser  Leben,
sondern jeden Tag.  Allein 2018 starben weltweit  1350000 Menschen bei
Unfällen im Straßenverkehr. Dabei steigt das Risiko unter den Toten zu sein,
je ärmer du bist, da man sich dann häufiger und länger im öffentlichen Raum
aufhält. Jugendliche sterben dabei statistisch besonders häufig im Verkehr.
So ist für Menschen im Alter zwischen 5 und 29 Jahren der Tod im Verkehr
sogar die wahrscheinlichste Todesursache! Neben dem tatsächlichen Sterben
durch  Verkehr  kommt es  zu  weiteren  krassen  Krankheitsgefahren  durch
Abgabe, Lärm und Stress.

Dass vor allem wir unter den Folgen dieser Verkehrspolitik leiden, ist kein
Zufall.  Das  selbsterklärte  „Autoland“  Deutschland  berücksichtigt  unsere
Interessen und Bedürfnisse zum Beispiel bei der Planung von Städten keine
Spur.  Da Jugendliche meistens kein Auto haben, sind wir auf den ÖPNV
angewiesen, um von A nach B zu kommen. Die meisten deutschen Groß- und
Kleinstädte wurden jedoch in den vergangenen Jahrzehnten zu sogenannten
„autofreundlichen Städten“ umgebaut. Das heißt Schienen wurden abgebaut,
Spielplätze  eingezäunt,  innerstädtische  Grünflächen  und  alternative
Freiräume abgerissen, um Platz für breite Asphaltstraßen zu schaffen. Der
verbliebene öffentliche Raum wird zusätzlich privatisiert, dadurch dass alle
Freiflächen mit  Autos und Blechhaufen vollgestellt  werden.  So wude der
ehemalige  Bolzplatz  zum  Parkplatz.  Während  Waren  im  Kapitalismus
ungehindert von A nach B kommen, um die kapitalistische Verwertung am
Laufen zu halten, kommen wir, wenn das Geld am Ende des Monats nicht
mehr  ausreicht,  ohne  Ticktet  nicht  mal  bis  zur  Schule.  Wer  sein
Grundbedürfnis nach Mobilität trotzdem wahrnimmt und ohne Ticket in die
Tram steigt, den steckt der strafende Staat vielleicht sogar in den Knast. So



ist  einer  der  Hauptgründe,  warum  Jugendliche  in  JVAs  sitzen,  das
Schwarzfahren. So zwingt uns die Autostadt zum Schwarzfahren und steckt
uns dann dafür in den Knast. Während die Tickets trotz allem Gerede von der
großen Verkehrswende ständig teurer werden (das 9 Euro-Ticket war dabei
nur  ein  kurzer  Lichtblick,  der  auch  schnell  wieder  abgeschafft  wurde),
subventioniert der Staat großzügig das Autofahren. Mal heißen die kleinen
großen Steuergeschenke Abwrackprämie, mal Umweltbonus. Auf dem Land
sieht die Lage des ÖPNVs dabei sogar noch schlimmer aus. Während uns in
der Stadt die Luft und der Platz zum Atmen wegbleibt, durch Platzmangel
und vollgesmogte Straßen, so fährt auf dem Land gleich gar nichts mehr,
außer der SUV der Nachbarin. Beides bedeutet für uns einen Verlust von
Lebensqualität  und einfach auch wertvoller Lebenszeit,  in der wir nicere
Sachen machen könnten, als auf den Bus zu warten, oder 6 mal umzusteigen,
um in einen anderen Bezirk zu kommen. Der Rückbau und die systematische
Verteuerung des ÖPNV verstärken zudem unsere Abhängigkeit zu unseren
Eltern, die ohnehin schon viel zu groß ist. Wenn kein Bus kommt, müssen wir
uns von ihnen fahren lassen oder müssen ihr Auto nutzen. Dadurch können
sie uns besser kontrollieren, reden uns rein, wo wir denn hinwollen. Wenn sie
unsere Mobilität kontrollieren, können sie uns verbieten, da und dorthin zu
gehen, können uns einschränken und bestimmen, wann wir wieder zuhause
sein müssen.

Autokapital und Kapitalismus

Ganz objektiv betrachtet, stellt das Auto das ineffizienteste Verkehrsmittel
nicht nur für uns Jugendliche dar. Im Gegensatz zu Zügen führen sie ihren
Energieträger  (Benzin  oder  Batterie  und  Motor)  mit  sich  und  müssen
dadurch  zusätzliches  Gewicht  transportieren,  und  das  bei  extrem hohen
Reibungswiderstand auf der Straße. Privatgenutzte Autos stehen außerdem
die meiste Zeit einfach nur ungenutzt rum (im Gegensatz zu allen anderen
Verkehrsmitteln von Zug, über Schiff bis hin zum Taxi). Sie können dabei nur
wenige Menschen transportieren, bei gleichzeitig extrem hohem Material-
und Energieaufwand.  Jetzt  fragt  man sich:  Wie konnte sich dieses krass
ineffiziente Teil eigentlich als Hauptverkehrsmittel durchsetzen? – Und das
zu einem historischen Zeitpunkt, zu dem fast die ganze Welt eigentlich schon



mit einem Schienennetz ausgestattet war?

Der Hauptgrund für den Siegeszug des Autos liegt darin, dass das Auto ein
Massenkonsumgut  werden  konnte.  So  ist  in  einer  Krisenphase  des
Kapitalismus  massenweise  anlagesuchendes  Kapital  auf  der  Jagd  nach
schnellen Profiten in die Autoindustrie geströmt. In Deutschland stellte die
Autoproduktion später einen wichtigen Faktor für den Nachkriegsboom und
das sogenannte „Wirtschaftswunder“ dar. An der militärischen Eroberung
der Welt war Hitler gescheitert, starke Bankkonzerne hatte man im Vergleich
zu den USA oder Großbritannien nicht, aber wo man mitspielen konnte, war
in der Industrie. Der Staat ist dann sofort in die Bresche gesprungen und hat
für  optimale  Bedingungen  gesorgt,  damit  sich  das  deutsche  Autokapital
entwickeln  konnte.  So  hat  er  sich  darum  gekümmert,  dass  Schienen
rückgebaut und Straßen ausgebaut wurden. Unsere Städte wurden unter
Einsatz  gigantischer  Kosten  „autofreundlich“  umgebaut.  Begleitet  wurde
dieses Programm von riesigen Subventionen und Steuererleichterungen für
die Autoindustrie. Um diesen Prozess besser zu steuern hat sich der Staat in
vielen Fällen sogar selbst in die Aufsichtsräte gesetzt (zum Beispiel gehören
heute immer noch 20 % von VW dem Land Niedersachen). Somit wurde das
Auto  zum  Flaggschiff  der  deutschen  Industrie  und  zur  Triebkraft  der
Erneuerung des deutschen Kapitals nach dem Krieg. Gleichzeitig wurde das
Auto ideologisch verklärt und mystifiziert zum Symbol des Wohlstandes und
der „Freiheit des kleinen Mannes“. So soll das Auto dem „kleinen Mann“
dabei helfen, den ganzen entfremdeten Alltag in der Produktionsmaschinerie
zu vergessen, wenn er auf der Autobahn bei 180 km/h mal das Gaspedal
durchdrücken kann. Das Nachkriegsdeutschland hat also alles daran gesetzt,
Hitlers größenwahnsinnigen Verkehrstraum zu verwirklichen: jedem Mann
ein Auto, das Land zerschnitten von Asphalt.

Heute  zählt  das  Autokapital  in  Deutschland  zu  den  stärksten  und
einflussreichsten  Kapitalfraktionen.  Dies  lässt  sich  mit  seiner  enormen
Wirtschaftsleistung  und  deren  Bedeutung  für  das  Bruttoinlandsprodukt
begründen.  Ferner  beschäft igt  d ie  Autoindustr ie  und  ihre
Zulieferindustrieren über 800 000 Menschen in Deutschland. Doch auch die
ehemals  stabilen  Profitraten  der  Autoindustrie  sind  durch  die  multiplen



Krisen des Kapitalismus ins Schwanken geraten. China als  ein zentraler
globaler  Konkurrent  und wichtigster  Automarkt  versetzt  das immer noch
marktführende  deutsche  Autokapital  zunehmend  in  Bedrängnis.  Das
Autokapital versucht seine Profite dadurch zu schützen, indem es die Kosten
der gestiegenen Konkurrenz auf die Beschäftigten ablädt. So wurden in den
letzten  4  Jahren  bereits  über  100  000  Arbeitsplätze  in  der  deutschen
Automobilindustrie abgebaut. Die diesjährige IAA (Internationale Automobil
Ausstellung) steht dabei  ganz im Zeichen der Erneuerung des deutschen
Autokapitals (unter anderem durch E-Mobilität, die aktuell aber nur 5 % im
globalen Automarkt ausmacht). Dabei versucht sich das Autokapital weltoffen
und  progressiv  zu  geben,  und  die  Debatten  um eine  Verkehrswende  zu
vereinnahmen, um Profit daraus zu schlagen.

Solidarische Verkehrswende: Floskel oder Kampfbegriff?

Dass  sich  sogar  die  Aufsichtsräte  der  Autoindustrie  positiv  auf  eine
Verkehrswende beziehen müssen, ist das Produkt der jahrelangen Kämpfe
um eine Umgestaltung der Infrastruktur. Kaum jemand traut sich mehr die
Notwendigkeit einer Verkehrswende zu bestreiten. Also auch wenn sich alle
einig  zu  sein  scheinen,  dass  es  eine  Verkehrswende  braucht,  treten  die
Gräben dann zu Tage, wenn es darum geht, wie diese aussehen soll. AfD,
CDU und FDP machen dabei ganz deutlich, dass es bei ihrer Verkehrswende
allein darum geht, dass deutsche Autokapital auf dem internationalen Markt
konkurrenzfähiger zu machen. Doch auch wenn die Grünen, die SPD oder
NGOs davon reden, dass die Verkehrswende sozial und nachhaltig sein soll,
meinen sie damit, nur „nachhaltig“ in dem Sinne, dass es immer noch im
Einklang mit den kapitalistischen Profitinteressen sein muss.

Als  Klimabewegung  sind  wir  dabei  schon  einen  entscheidenden  Schritt
weiter:  Wir  haben  in  den  letzten  Jahren  die  entscheidende  Erfahrung
gemacht, dass wir unsere Interessen nicht zusammen mit dem Kapital und
den „Unternehmer 4 Future“ durchsetzen können, sondern nur gegen sie.
Antikapitalismus wurde ein immer wichtigeres Thema in den Debatten der
Klimabewegung und der Slogan „system change not climate change” ist ein
All Time Favorite geworden. Doch wie dieser System change nun aussehen
soll, müssen wir in der Bewegung noch diskutieren. Für uns steht fest, dass



wir die Autoindustrie und fossile Energieindustrie enteignen und unter die
Kontrolle  der  Beschäftigten  stellen  müssen,  um  gemeinsam  einen
ökologischen Übergangsprozess zu erarbeiten, der in eine demokratisch von
der gesamten Gesellschaft geplante ökologische Kreislaufwirtschaft mündet.
Die zentrale Frage in der Debatte um den „System Change“ ist es, ob wir es
schaffen, die organisierte Arbeiter_innenklasse als Subjekt im Kampf um die
Rettung dieses Planeten zu betrachten und für unsere Ziele zu gewinnen.
Denn das tut leider kaum eine relevante Kraft innerhalb der Bewegung.

Die Letzte Generation versucht selbst durch Straßenbesetzungen Druck auf
den  Staat  auszuüben  und  an  ihn  zu  appell ieren,  endlich  eine
klimafreundlichere  Politik  zu  machen.  Ende  Gelände  hat  wichtige
Forderungen wie zB. die Enteignung von RWE aufgenommen, aber scheitet
daran, dass man diese nicht als Aktivistis von außen ohne die Beschäftigten
einfach so umsetzen kann. Doch auch die Gewerkschaften haben selbst gar
kein Konzept für eine Verkehrswende und trotten somit  einfach nur den
Ideen des Kapitals von E-Mobilität usw. hinterher. Dabei versuchen sie hier
und da ein wenig Stellenabbau aufzuhalten und ein paar mehr Urlaubstage
rauszukriegen. Doch sie betrachten die Arbeiter_innenklasse nicht als das
Subjekt,  das  tatsächlich  eine  solidarische  Verkehrswende  gegen  die
Interessen  des  Kapitals  durchsetzen  könnte.

Wie sollte diese solidarische Verkehrswende jetzt genau aussehen? Dafür
brauchen wir ein Programm, das die Interessen der Arbeiter_innenklasse und
der Jugend ins Zentrum stellt und auch weiß, dass es nur von ihnen selbst
erkämpft werden kann. Auf die konkreten Inhalte können wir hier nicht im
Detail eingehen, aber wichtige Eckpunkte dessen müssen die Folgenden sein:

Massiver  Ausbau  des  Schienennetzes  und  Rückbau  des
Straßennetzes!
Kostenloser ÖPNV für alle!
Tramkonzepte, kleine Bahnen und Schnellfahrstrecken müssen den
Kern des neuen Verkehrs bilden. Dort wo es nicht möglich ist oder
schlicht mehr Ressourcen binden würde, Schienen zu bauen, sollten
Car-Sharing-Konzepte  oder  Oberleitung-betriebene  Busse  die



Anbindung  an  den  nächstgelegenen  Bahnhof  ermöglichen!
Bezahlt werden soll das alles von denjenigen, die jahrzehntelang für
ihre Profite unsere Umwelt zerstört haben!
Verstaatlichung des Autokapitals und der fossilen Energieindustrie!
Demokratisch-geplante  Konversion  der  Autoindustrie  unter
Arbeiter_innenkontrolle!

„Wir fahren zusammen!“ Doch wohin?

Als Klimabewegung bewegen wir uns zwar langsam aber dennoch auf dem
richtigen Weg dorthin. Das zeigt sich für uns zum Beispiel daran, dass es
immer mehr Bewusstsein dafür gibt,  dass die Klimafrage und die soziale
Frage  zusammengehören  und  wir  dabei  nicht  an  den  Beschäftigten
vorbeikommen. Das sieht man zum Beispiel daran, dass Ende Gelände sich
dafür  entschlossen  hat,  die  Enteignung  von  RWE  zu  fordern  oder  FFF
gemeinsam mit  ver.di  im Rahmen der  Kampagne für  einen Tarifvertrag-
Nahverkehr (TV-N) gemeinsam Streiks organisiert hat. Bereits seit 2020 gab
es Gespräche zwischen Aktivitis von FFF und der Dienstleitungsgewerkschaft
verdi, die halt auch diejenigen organisiert,  die den ÖPNV fahren. Daraus
wurde langsam aber sicher die Kampagne „Wir fahren zusammen“ geboren.

Am 3.3. 2023 gab es im Zuge dessen an über 40 Orten gemeinsame Aktionen
von ver.di  und FFF. In Köln zB. haben FFF Aktivistis  Unterschriften zur
Unterstützung  der  Streikenden  gesammelt,  woraufhin  dann  über  300
Beschäftigte aus dem Nahverkehr die Demo zum global  Strike angeführt
haben.  In der neuen Tarifrunde im Frühjahr 2024 soll  es dann laut den
Organisator_innen  der  Kampagne  „richtig  losgehen“.  Wir  sehen  in  der
Kampagne ein wichtiges Zeichen dafür, dass Arbeitsbedingungen im ÖPNV
sich  auch  nur  durch  eine  verkehrspolitische  Wende  und  massiven
Investitionen  in  diesen  Bereich  (statt  in  Autokapital  und  Straßenbau)
umsetzen  lassen.  Die  Kampagne  zeigt  dabei  auf,  wie  sich  soziale
Forderungen mit  ökologischen Forderungen sinnvoll  vereinen lassen.  Die
zeigt ferner, dass wir uns nicht gegeneinander ausspielen lassen, wie es AFD,
C D U  u n d  C o .  v e r s u c h e n .  D e r  A n s a t z p u n k t  K l i m a -  u n d
Gewerkschaftsbewegung zusammenzuführen bildet den einzigen Weg, wie



wir als Klimabewegung auch aus der isolierten gesellschaftlichen Position, in
der  wir  uns lange bewegt  haben,  herausbewegen können,  um durch die
Streikmacht  der  Beschäftigten  auch  mehr  gesellschaftlichen  Druck  zu
erzeugen. Es ist also absolut notwendig, dass wir uns als Klimabewegung
stark machen für die Kampagne, klar hinter ihren Zielen vereinen und ihre
Aktionen tatkräftig mittragen.

Was können wir als Schülis dafür machen? Wir können Streikversammlungen
und Streikposten besuchen und dort mit den Leuten ins Gespräch kommen.
Wir  können  dabei  im  direkten  Gespräch  herausfinden,  was  wir  machen
können,  um  ihre  Forderungen  zu  unterstützen.  Auch  innerhalb  unserer
Schulen gibt es viel zu tun. Wir können Vollversammlungen abhalten und
Kreativaktionen durchführen und dann auch die  Streikenden selbst  dazu
einladen,  um  gemeinsam  darüber  sprechen,  wie  eine  solidarische
Verkehrswende  aussehen  kann,  welche  Bedürfnisse  wir  Jugendlichen  in
Puncto Mobilität haben und welche Aktionen folgen können. Ebenso lassen
sich  Fragen  nach  der  Verkehrsanbindung  und  Fahrradfreundlichkeit  der
Schule selbst thematisieren.

Doch  auch  wenn  wir  als  Organisation  die  Kampagne  nach  Kräften
unterstützen,  müssen  wir  sie  auch  dort  solidarisch  kritisieren,  wo  es
notwendig ist.  So darf  der Schulterschluss zwischen Klimabewegung und
Arbeitskampf kein rein symbolischer sein.  Das heißt  also,  nicht  nur sich
solidarisch mit den Forderungen des jeweils anderen zu erklären, sondern
tatsächlich  gemeinsame  Forderungen  zu  entwickeln,  für  die  wir  auch
gemeinsam  kämpfen  wollen.  Doch  das  wird  mit  den  Bürokrat_innen,
Funkt ionär_ innen  und  Sekretär_ innen  in  den  autor i tären
Gewerkschaftsapparaten nicht möglich sein. Sie standen unter Druck, sich
gegen  den  Klimawandel  zu  positionieren  und  anstatt  selbst  politische
Forderungen  für  einen  ernsthaften  Kampf  gegen  den  Klimawandel
aufzuwerfen, schließt sich ver.di mit Teilen von FFF zusammen und feiert
diese  „Aufgabenteilung“.  Somit  kann  die  Bürokratie  politisch-ökologische
Forderungen aus dem Tarifkampf outsourcen und sich trotzdem als große
Vorkämpferin für ökologische Fragen darstellen, ohne politisch anzuecken
und ihre Position in der Sozialpartnerschaft zu gefährden.



„Wir fahren zusammen“ muss sich also nicht nur als verbindende Kampagne
zwischen Klimabewegung und Beschäftigten verstehen, sondern gleichzeitig
auch  als  Teil  im  Aufbau  einer  oppositionellen  Bewegung  für  eine
demokratische  Erneuerung  der  Gewerkschaften  von  unten.  Es  sind  die
Beschäftigten, die selbst die Kontrolle über ihre Streiks übernehmen müssen
u n d  d a m i t  d i e  p a r a s i t ä r e  u n d  b r e m s e n d e  R o l l e  d e r
Gewerkschaftsbürokrat_innen überflüssig machen. Unsere Aufgabe in den
Schulen ist es nun, mit unseren Mitschüler_innen über die Kampagne zu
sprechen und sie dafür zu gewinnen und gleichzeitig mit den Beschäftigten in
die Diskussion darüber gehen, wie wir eine antibürokratische Strömung in
den Gewerkschaften aufbauen können, um gemeinsam vom Bahnstreik zu
einem  Verkehrswendestreik  zu  einer  solidarischen  Verkehrswende  zu
kommen!

Kampf  den  deutschen
Transphoben!
Transphobie wird international stärker. Ein Hauptträger dessen ist die „Anti-
Trans-Bewegung“.  Wir  haben  uns  angeguckt,  wie  die  Bewegung  in
Deutschland agiert,  wer dahinter steckt um abzuleiten,  wie sie bekämpft
werden kann.

https://onesolutionrevolution.de/kampf-den-deutschen-transphoben/
https://onesolutionrevolution.de/kampf-den-deutschen-transphoben/

